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A. Staatskanzlei

Generalkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 27. 9. 2007 — 204-11700-5US —

Die Bundesregierung hat der zur Leiterin der berufskonsu-
larischen Vertretung der Vereinigten Staaten von Amerika in
Hamburg ernannten Frau Karen E. Johnson am 21. 9. 2007
das Exequatur als Generalkonsulin erteilt. 

Der Konsularbezirk umfasst die Länder Hamburg, Bremen,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-
Holstein.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Duane C. Butcher,
am 27. 8. 2004 erteilte Exequatur ist erloschen.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1106

B. Ministerium für Inneres und Sport

Anerkennung der
Fritz und Gertrud Stegmeier-Stiftung

Bek. d. MI v. 5. 9. 2007
— RV H 2.02 11741/F 28 —

Mit Schreiben vom 5. 9. 2007 hat das MI, Regierungsver-
tretung Hannover, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom
23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungsge-
schäfts am 18. 8. 2007 und der diesem beigefügten Stiftungs-
satzung die Fritz und Gertrud Stegmeier-Stiftung mit Sitz in
Hannover gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der medizinischen
Wissenschaft und Forschung, insbesondere auf den Gebieten
der Krebsforschung und der Urologie.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Fritz und Gertrud Stegmeier-Stiftung
c/o Dresdner Bank AG Frankfurt
Erb- und Stiftungsangelegenheiten
Postfach 
60301 Frankfurt.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1106

Bekanntmachung
über die Unanfechtbarkeit des Verbots
des Vereins „Deutsche Unfallhilfe e. V.“
und über eine Gläubigeraufforderung

Bek. d. MI v. 17. 9. 2007 — P 22.23-12202/2-52 —

Der Verein „Deutsche Unfallhilfe e. V.“ wurde vom Innen-
ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen mit Verfügung
vom 26. 10. 2005 verboten (BAnz. S. 15731). Diese Verbots-
verfügung, die auch die Einziehung des Vereinsvermögens
beinhaltet, ist mit Beschl. des Oberverwaltungsgerichts Nord-
rhein-Westfalen vom 16. 8. 2007 unanfechtbar geworden.

Die Gläubiger des verbotenen Vereins werden gemäß § 15
Abs. 1 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur
Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) auf-
gefordert,
— ihre Forderungen bis zum 15. 11. 2007 schriftlich unter

Angabe des Betrages und des Grundes beim Innenminis-
terium des Landes Nordrhein-Westfalen, Haroldstraße 5,
40213 Düsseldorf, anzumelden,

— ein im Fall des Konkurses beanspruchtes Vorrecht anzu-
geben, soweit dieses Voraussetzung für eine vorzeitige
Befriedigung nach § 16 Abs. 1 der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen Ver-
einsrechts (Vereinsgesetz) ist,

— nach Möglichkeit urkundliche Beweisstücke oder Abschrif-
ten hiervon beizufügen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die inner-
halb dieser Ausschlussfrist nicht angemeldet werden, nach
§ 13 Abs. 1 Satz 3 des Vereinsgesetzes erlöschen.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1106

Aufhebung der
Emma von Rautenkranz Stiftung

Bek. d. MI v. 18. 9. 2007
— RV LG 2.02-11741/53 —

Mit Schreiben vom 16. 7. 2007 hat das MI, Regierungs-
vertretung Lüneburg, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 11.
2004 (Nds. GVBl. S. 514), die Emma von Rautenkranz Stif-
tung mit Sitz in Celle gemäß § 7 Abs. 1 des Niedersächsischen
Stiftungsgesetzes i. V. m. den §§ 48, 49 und 50 BGB aufgehoben.

Die letzte Anschrift der Stiftung lautet:
Emma von Rautenkranz Stiftung
c/o Herrn H. Steinbömer
Schwicheldtstraße 10
29223 Celle.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1106

Sitzverlegung der 
Asyl der Kunst Stiftung

Bek. d. MI v. 18. 9. 2007
— RV LG 2.02-11741/175 —

Mit Schreiben vom 18. 9. 2007 hat das MI, Regierungs-
vertretung Lüneburg, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 11.
2004 (Nds. GVBl. S. 514), die Sitzverlegung der Asyl der
Kunst Stiftung von Groß-Häuslingen nach Berlin gemäß § 7
Abs. 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes genehmigt. 

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Asyl der Kunst Stiftung
Haus Kunst-Mitte
Heidestraße 54
10557 Berlin.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1106
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Bekanntmachung
über die Unanfechtbarkeit des Verbots

der Kameradschaft „Sturm 34“
und über eine Gläubigeraufforderung

Bek. d. MI v. 19. 9. 2007 — P 22.23-12202/1.2 E 12 —

Die Kameradschaft „Sturm 34“ wurde vom Sächsischen
Staatsministerium des Innern mit Verfügung vom 23. 4. 2007
verboten. Die Verbotsverfügung ist mangels Einlegung eines
Rechtsmittels unanfechtbar geworden.

Die Gläubiger des verbotenen Vereins werden gemäß § 15
Abs. 1 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur
Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) auf-
gefordert,

— ihre Forderungen bis zum 31. 10. 2007 schriftlich unter
Angabe des Betrages und des Grundes beim Sächsischen
Staatsministerium des Innern, Wilhelm-Buck-Straße 2,
01097 Dresden, anzumelden,

— ein im Fall des Konkurses beanspruchtes Vorrecht anzu-
geben, soweit dieses Voraussetzung für eine vorzeitige
Befriedigung nach § 16 Abs. 1 der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen Ver-
einsrechts (Vereinsgesetz) ist,

— nach Möglichkeit urkundliche Beweisstücke oder Abschrif-
ten hiervon beizufügen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die innerhalb
dieser Ausschlussfrist nicht angemeldet werden, nach § 13
Abs. 1 Satz 3 des Vereinsgesetzes erlöschen.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1107

Organisation der Polizei des Landes Niedersachsen

RdErl. d. MI v. 21. 9. 2007 — P 21.20–01512 —

— VORIS 21021 —

Bezug:  RdErl. v. 12. 10. 2004 (Nds. MBl. S. 703), geändert durch RdErl.
v. 20. 9. 2006 (Nds. MBl. S. 917) 
— VORIS 21021 —

1. Aufgrund der Umstrukturierung der Wasserschutzpolizei,
der Neuorganisation der polizeilichen Aus- und Fortbildung,
der Zusammenführung der Fakultät Polizei der Niedersäch-
sischen Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege
und des Bildungsinstituts der Polizei Niedersachsen (BIP NI)
zu einer Polizeiakademie Niedersachsen sowie der damit ein-
hergehenden Verlagerung der landeszentralen Aufgaben der
Aus- und Fortbildung an die Polizeiakademie Niedersachsen
und des bisher im BIP NI angesiedelten Sozialwissenschaftli-
chen Dienstes zur Zentralen Polizeidirektion wird der Bezugs-
erlass wie folgt geändert: 

1.1 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. Landespräsidium für Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz

2.1 Allgemeines

Die LReg hat mit Beschl. vom 27. 4. 2004 das Landes-
polizeipräsidium als Abteilung LPP im MI zum 1. 5. 2004
eingerichtet. Damit wurde die Stellung der Polizei im
Binnen- wie im Außenverhältnis gestärkt. Mit der gemäß
Beschl. der LReg vom 19. 12. 2006 zum 1. 2. 2007 er-
folgten Auflösung der bisherigen Abteilung „Brand- und
Katastrophenschutz, Kompetenzzentrum Großschadens-
lagen“ wurde der Abteilung LPP der Bereich insbeson-
dere des Brand- und Katastrophenschutzes zugeordnet.
Einhergehend damit wurde die Abteilung in „Landesprä-
sidium für Polizei, Brand- und Katastrophenschutz“ um-
benannt.

2.2 Aufgaben

Das Landespräsidium für Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz übt die Dienst- und Fachaufsicht über die
ihm nachgeordneten Polizeibehörden und den Landesbe-
trieb Logistik Zentrum Niedersachsen aus. Es nimmt die
Aufsicht über die Polizeiakademie Niedersachsen gemäß
§ 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Polizeiakademie Nieder-
sachsen wahr. Als oberste Führungsstelle gewährleistet
das Landespräsidium für Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz im Rahmen seiner Zuständigkeit insbesonde-
re die strategische Führung der Landespolizei und steuert
die konzeptionelle Zukunftsausrichtung. Daneben nimmt
es die der obersten Landesbehörde obliegenden Aufgaben
im Bereich insbesondere des Brand- und Katastrophen-
schutzes wahr.

2.3 Leitung

Die Präsidentin oder der Präsident des Landespräsidi-
ums für Polizei, Brand- und Katastrophenschutz leitet das
Landespräsidium für Polizei, Brand- und Katastrophen-
schutz. Ihre oder seine ständige Vertretung nimmt für
den Bereich der Polizei die Landespolizeidirektorin oder
der Landespolizeidirektor und für den Bereich insbeson-
dere des Brand- und Katastrophenschutzes die Landes-
branddirektorin oder der Landesbranddirektor wahr. Die
Landespolizeidirektorin oder der Landespolizeidirektor
leitet zugleich das Referat „P 21 Zentrale Aufgaben“ und
die Landesbranddirektorin oder der Landesbranddirek-
tor das Referat „B 22 Brandschutz“.

2.4 Innere Struktur

Das Landespräsidium für Polizei, Brand- und Katastro-
phenschutz gliedert sich in folgende Referate (siehe auch
Schaubild gemäß Anlage 2):

— P 21 — Zentrale Aufgaben —, 

— P 22 — Recht —, 

— P 23 — Kriminalitätsbekämpfung —, 

— P 24 — Einsatz und Verkehr —,

— P 25 — Personal —, 

— P 26 — Wirtschaftsverwaltung; Führungs- und Ein-
satzmittel —, 

— B 21 — Katastrophenschutz, Geschäftsführung Kom-
petenzzentrum, Rettungswesen —,

— B 22 — Brandschutz — und

— B 23 — Militärische Angelegenheiten, Zivile Vertei-
digung, Enteignungswesen —.“

1.2 In Nummer 3.4.2 Abs. 5 und 6 wird die Bezeichnung
„LPP“ jeweils durch die Worte „Landespräsidiums für
Polizei, Brand- und Katastrophenschutz“ ersetzt.

1.3 In Nummer 4.2 Satz 1 werden nach den Worten „Landes-
bereitschaftspolizei Niedersachsen“ ein Komma und die
Worte „des sozialwissenschaftlichen Dienstes“ eingefügt.

1.4 In Nummer 4.4.1 Abs. 1, 2. Spiegelstrich, werden nach
den Worten „Dezernat 13: Führungs- und Einsatzmittel“
ein Komma und die Worte „Dezernat 14: Sozialwissen-
schaftlicher Dienst“ angefügt.

1.5 Nummer 4.4.1 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

“(3) Das Polizeimusikkorps (PMK) ist als Organisations-
einheit bei der Abteilungsleiterin 2 oder dem Abteilungs-
leiter 2 angegliedert.“

1.6 In Nummer 4.4.1 Abs. 5 Satz 2 wird die Bezeichnung
„LPP“ durch die Worte „Landespräsidiums für Polizei,
Brand- und Katastrophenschutz“ ersetzt.

1.7 Die Anlagen 1, 2, 6 b und 11 erhalten die aus der Anlage
ersichtlichen Fassungen.

2. Dieser RdErl. tritt am 1. 10. 2007 in Kraft. 

An die 
Polizeibehörden und -einrichtungen 

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1107
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Dienststellenübersicht 
 
 

Dienststellen mit Organisationseinheiten mit Sitz in 
 

Zentrale Polizeidirektion  

I. Bereitschaftspolizeiabteilung Hannover 

II. Bereitschaftspolizeiabteilung Braunschweig 

III. Bereitschaftspolizeiabteilung Oldenburg 

Polizeiamt für Technik und Beschaffung Niedersachsen Hannover 

Polizeihubschrauberstaffel Niedersachsen Hannover 

Wasserschutzpolizeiamt Niedersachsen Oldenburg 

 Wasserschutzpolizeikommissariat Brake Brake 
  WSPSt Hameln Hameln 
  WSPSt Nienburg Nienburg 
  WSPSt Oldenburg Oldenburg 
 Wasserschutzpolizeikommissariat Emden Emden 
  WSPSt Meppen Meppen 
  WSPSt Papenburg Papenburg 
 Wasserschutzpolizeikommissariat Hannover Hannover 
  WSPSt Braunschweig Braunschweig 
  WSPSt Scharnebeck/Uelzen Scharnebeck 
 Wasserschutzpolizeikommissariat Wilhelmshaven Wilhelmshaven 
  WSPSt Norddeich Norddeich 
  WSPSt Stade Stade 

 

Anlage 6 b
(Stand: 10/2007)
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Gemeindefinanzplanung; Orientierungsdaten
für den Planungszeitraum 2007 bis 2011

RdErl. d. MI v. 24. 9. 2007 — 33.2-04020/7 —

— VORIS 20300 —

Bezug: RdErl. v. 24. 7. 2006 (Nds. MBl. S. 755)
— VORIS 20300 —

1. Allgemeines

Die Defizite von Bund, Ländern und Gemeinden konnten
im Jahre 2006 deutlich zurückgeführt werden. Die Maastricht-
Defizitquote lag 2006 erstmals seit 2001 mit 1,6 v. H. unter
dem Grenzwert von 3 v. H. Die verbesserte Einnahmesitua-
tion auch des Landes führte bei konstant gehaltenen Aus-
gaben zu einer Verbesserung des Finanzierungsdefizits auf
228 Mio. EUR (3. Abschluss); gemessen in Relation zum Aus-
gabevolumen ist dies eine Reduzierung um mehr als zehn
Prozentpunkte auf —1 v. H. des Ausgabevolumens. Auf der
kommunalen Ebene konnte zum ersten Mal seit dem Jahr
2000 ein positiver Finanzierungssaldo von 199 Mio. EUR für
das Jahr 2006 erreicht werden — ohne Berücksichtigung der
Fehlbeträge aus Vorjahren —. Dies bedeutet gegenüber 2005
eine Verbesserung um knapp vier Prozentpunkte in Relation
zum Haushaltsvolumen bei den Kommunen. Weiterhin be-
sorgniserregend ist die Entwicklung der Kassenkredite der
Kommunen, für die am 31. 12. 2006 ein Stand von 4,5 Mrd.
EUR registriert wurde.

Mit dem Jahr 2006 ist eine gewisse Entspannung der Haus-
haltslage von Land und Kommunen eingetreten, die struk-
turellen Probleme sind jedoch keineswegs gelöst. Die derzeiti-
gen Mehreinnahmen sind zu einem Teil der aktuell günstigen
Konjunkturphase geschuldet; ein Garant für ein dauerhaft
hohes Einnahmeniveau sind sie nicht. Die mittelfristige Steu-
erschätzung vom Mai 2007 erwartet im Zeitraum 2008 bis 2011
jährliche Zuwächse bei den Steuereinnahmen der westdeut-
schen Länder zwischen 3,5 und 4,2 v. H. sowie Steigerungen
für die westdeutschen Kommunen zwischen 3,0 und 5,3 v. H.
Für die Realisierung dieser Einnahmeerwartungen ist Voraus-
setzung, dass es auch mittelfristig zu einer deutlich stärkeren
Dynamik der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung kommt, als
dies in der ersten Hälfte der Dekade der Fall war. Insgesamt ist
daher eine vorsichtige Bewertung der mittelfristigen Einnah-
meperspektiven geboten.

Die Steuerschätzung vom Mai 2007 enthält noch nicht die
finanziellen Auswirkungen der Unternehmensteuerreform.
Die auf Niedersachsen entfallenden Einnahmewirkungen
dieser Rechtsänderung wurden in das Zahlenwerk der Orien-
tierungsdaten eingearbeitet, um in soweit ein möglichst zu-
treffendes Bild der zukünftigen Einnahmeentwicklung zeich-
nen zu können.

Im Jahr 2007 werden die Zuweisungen im Kommunalen
Finanzausgleich um rd. 32 v. H. auf 3,1 Mrd. EUR steigen.
Die Steuerverbundabrechnung 2006, die vorgezogene Aus-
zahlung der zusätzlichen KFA-Zuweisungen aufgrund der im
Nachtrag 2007 veranschlagten Steuermehreinnahmen schon
in 2007 sowie die Erhöhung der Steuerverbundquote ab dem
Jahr 2007 auf 15,5 v. H. tragen hierzu entscheidend bei. Bei
den sehr hohen Nachzahlungen im Jahr 2007 aufgrund der
überraschend positiven Einnahmeentwicklung handelt es
sich um einen Einmaleffekt, sodass die Zuweisungen im
KFA 2008 zwar um 23 v. H. über denen des Jahres 2006
liegen werden, aber ein Rückgang gegenüber 2007 eintreten
wird.

Die mit dem SGB II angestrebte bundesweite Entlastung der
Kommunen um jährlich 2,5 Mrd. EUR soll über eine bundes-
einheitliche Beteiligung des Bundes an den Kosten für Unter-
kunft und Heizung (32,1 v. H. im Jahr 2007) umgesetzt werden.
In Niedersachsen ist bisher das Ziel einer anteiligen Entlas-
tung nicht erreicht worden. Als problematisch bei der Fort-
schreibung der Bundesbeteiligung könnte sich erweisen, dass

diese sich nach der Anzahl der Bedarfsgemeinschaften richtet.
Während sich diese seit 2006 rückläufig entwickelt, sind die
Ausgaben für Unterkunft und Heizung bisher konstant geblie-
ben. Dies führt dazu, dass ab 2008 mit einer sinkenden Bun-
desbeteiligung bei gleichzeitig konstanten Unterkunftsbelas-
tungen zu rechnen ist. So könnte das Ziel einer kommunalen
Entlastung um 2,5 Mrd. EUR weiter gefährdet sein. Hierin
liegt auch weiterhin ein Planungsrisiko für die kommunalen
Haushalte.

Die notwendige Konsolidierung der Landes- und Kommunal-
finanzen erfordert eine weiterhin strenge Ausgabendisziplin;
nur so ist eine dauerhafte Verbesserung der Haushaltslage zu
erreichen.

2. Ergebnisse der Steuerschätzung (Mai 2007) und Zielvorgaben

Gemäß § 9 Abs. 3 GemHKVO vom 22. 12. 2005 (Nds. GVBl.
S. 458; 2006 S. 44) für die bereits mit Doppik arbeitenden
Kommunen bzw. gemäß § 62 Abs. 2 GemHKVO i. V. m. § 24
Abs. 3 GemHVO vom 17. 3. 1997 (Nds. GVBl. S. 90), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 12. 5. 2003 (Nds. GVBl.
S. 192), für die zunächst noch kameral buchenden Kommu-
nen, werden im Einvernehmen mit dem MF die Orientie-
rungsdaten für den Planungszeitraum 2007 bis 2011 bekannt
gegeben:

1) Für die Planungsjahre 2009 bis 2011 sind die Angaben auf 0,5-Stu-
fungen gerundet.

2) Die Steigerungsrate enthält die Steuerverbundabrechnung 2006
und die Erhöhung der Zuweisungen durch das Nachtragshaushalts-
gesetz 2007.

3) Eine Reduzierung der Pro-Kopf-Beträge an die Landkreise und die
Region Hannover ist nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des NKPG und anderer Gesetze vorgesehen; für die Städte und
Gemeinden ergibt sich eine Steigerung von 0,2 v. H.

2007 2008 20091) 20101) 20111)

— v. H. —

A. Einnahmen (Steuerschätzungen)

1. Kommunale Steuereinnahmen

1.1 Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer 
(Lohnsteuer, veranlagte 
Einkommensteuer, 
Zinsabschlag)

+12,03) +7,83) +5,0 +4,0 +5,0

1.2 Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer

+15,03) +4,13) +2,5 +3,0 +2,5

1.3 Gewerbesteuer (brutto) +0,23) – 5,23) +5,0 +9,5 +8,5
1.4 Gewerbesteuer (netto) +0,53) – 3,03) +4,0 +8,5 +8,5
1.5 Grundsteuer A und B +1,03) +1,13) +1,5 +1,5 +1,5

2. Zahlungen des Landes

2.1 Zuweisungen aus dem 
kommunalen Finanz-
ausgleich (Schlüssel-
zuweisungen und 
Finanzhilfen für 
Investitionen und 
Investitionsfördermaß-
nahmen) insgesamt

+38,82) – 7,13) +3,5 +3,5 +3,5

2.2 Zuweisungen des 
übertragenen 
Wirkungskreises

—4,73) – 1,03) +2,0 +2,0 +2,0

2.3 Weitere Zuweisungen 
für übertragene oder 
zugewiesene Aufgaben

+53,33) +003) +0 +0 +0

B. Ausgaben (gesamtwirtschaftliche Zielvorgaben)

Bruttoausgaben Begrenzung des Ausgabenanstiegs
(ohne besondere auf durchschnittlich 1 v. H.
Finanzierungsvorgänge)
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3. Erläuterungen

Die Einnahmeschätzungen der LReg für die Kommunen in
den Jahren 2007 bis 2011 sind von den Ergebnissen des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ vom Mai abgeleitet worden und
beruhen auf geltendem Recht (Stand Mai 2007). Neu berück-
sichtigt sind somit insbesondere das Steueränderungsgesetz
2007 (erstmals für die Jahre 2008 ff.) mit der Verringerung der
Pendlerpauschale usw., die Gesetze zur Änderung des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes, das Real Estate Investment Trust-
Gesetz, die Ausdehnung des § 35 a des Einkommensteuer-
gesetzes auf Wohneigentümergemeinschaften sowie die finan-
ziellen Folgen von Urteilen des Europäischen Gerichtshofs auf
die Steuereinnahmen.

Das nach der Steuerschätzung verabschiedete Unternehmen-
steuerreformgesetz 2008 wurde zusätzlich in die Schätzung
für den Orientierungsdatenerlass einbezogen.

Die Ansätze wurden entsprechend der mittelfristigen gesamt-
wirtschaftlichen Projektion vom Mai 2007 (Zunahme des nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukts im gesamten Bundesgebiet um
4,0 v. H. für das Jahr 2007, um 3,7 v. H. für das Jahr 2008 und
um je 2,8 v. H. für 2009 bis 2011) für den Planungszeitraum
abgeleitet.

Zu A. 1.1

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer beträgt für
das Jahr 2007 kassenmäßig voraussichtlich rd. 1 975 Mio.
EUR. Grundlagen sind die realisierten Steueraufkommen bis
August 2007 sowie die Sollzahlen bis einschließlich des
dritten Quartals 2007 auf der Basis des Nachtragshaushaltes
2007 unter Berücksichtigung der bisherigen Entwicklung
und der Zahlungsmodalitäten des NLS, die in der Verord-
nung über den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
und an der Umsatzsteuer sowie über die Gewerbesteuerum-
lage vom 10. 4. 2000 (Nds. GVBl. S. 70), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 9. 6. 2006 (Nds. GVBl. S. 221), fest-
gelegt sind.

Die Steigerungsraten für den Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer für die Jahre 2008 bis 2011 entsprechen den
Regionalisierungsergebnissen der Schätzungen des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ unter Berücksichtigung der finan-
ziellen Auswirkungen der Unternehmensteuerreform. Im Jahr
2008 ist darüber hinaus eine fiktive Abrechnung der Einkom-
mensteuer 2007 (Schlusszahlung) berücksichtigt. 

Die Steigerungsraten ab 2008 basieren auf den angenomme-
nen Wachstumserwartungen der Maisteuerschätzung 2007.

Zu A. 1.2

Die Steigerungsraten für den Gemeindeanteil an der Umsatz-
steuer sind von den Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“ abgeleitet. Der Umsatzsteueranteil wird anhand
eines Schlüssels aus dem bundesweiten Aufkommen berech-
net (siehe hierzu auch die §§ 5 a bis 5 e des Gemeindefinanz-
reformgesetzes). Nach § 5 d Abs. 1 des Gemeindefinanzreform-
gesetzes i. d. F. vom 4. 4. 2001 (BGBl. I S. 482), zuletzt geän-
dert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 14. 8. 2007 (BGBl. I
S. 1912), wird der Verteilungsschlüssel nach den §§ 5 a und 5 b
zum 1. 1. 2009 auf einen fortschreibungsfähigen Schlüssel um-
gestellt.

Zu A. 1.3 und 1.4

Die Steigerungsrate bei der Gewerbesteuer (brutto) für das
Jahr 2007 ist unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ mit dem auf die niedersächsischen
Kommunen entfallenen Anteil an der Gewerbesteuer sowie
unter Einbeziehung der finanziellen Auswirkungen der Unter-
nehmensteuerreform berechnet. Auf dieser Basis sind die
Werte bis zum Jahr 2011 fortentwickelt. Unter Einbeziehung
der seitens der Kommunen zu leistenden Gewerbesteuer-
umlage ergeben sich die Veränderungen für die Gewerbe-
steuer netto.

Die erwarteten Veränderungsraten der Gewerbesteuer sind
als Durchschnittswerte anzusehen. Die besonderen lokalen
Gegebenheiten sind von den einzelnen Kommunen ergänzend

in die Veranschlagung einzubeziehen. Dies gilt insbesondere
hinsichtlich der Auswirkungen der Unternehmensteuerreform
auf das Steueraufkommen der einzelnen Gemeinden.

Die nachstehend aufgeführten Umlagesätze haben ihre Grund-
lage im Gemeindefinanzreformgesetz und der Verordnung zur
Festsetzung der Erhöhungszahl für die Gewerbesteuerumlage
nach § 6 Abs. 5 des Gemeindefinanzreformgesetzes im Jahr
2007 vom 15. 12. 2006 (BGBl. I S. 3204) unter Berücksichtigung
des Artikels 11 (Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes)
des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14. 8. 2007
(BGBl. I S. 1912). 

Zusammengefasst ergeben sich derzeit folgende Gewerbe-
steuerumlagesätze:

Zu A. 1.5

Die Steigerungsraten bei der Grundsteuer sind für den Pla-
nungszeitraum 2007 bis 2011 von den Ergebnissen des Ar-
beitskreises „Steuerschätzungen“ abgeleitet worden.

Zu A. 2

Hinsichtlich der Entwicklung des Kommunalen Finanzaus-
gleichs insgesamt wird auf die Ausführungen in Nummer 1
Abs. 4 verwiesen. Die Zuweisungen im kommunalen Finanz-
ausgleich für das Jahr 2007 betragen 3 081,5 Mio. EUR. Eine
negative Steuerverbundabrechnung für 2007 wird zurzeit
nicht erwartet.

Die Veränderungssätze für den kommunalen Finanzaus-
gleich für die Planungsjahre ab 2009 sind kompatibel zu
den Steuereinnahmeansätzen des Landes in der Mipla 2007
bis 2011.

Die vorläufigen Grundbeträge für die Schlüsselzuweisun-
gen im Jahre 2008 werden vom NLS nach Auswertung der
Meldungen über die Steuerkraft mitgeteilt.

Zu A. 2.2

Die Pro-Kopf-Beträge nach § 2 NFVG für Aufgaben des
übertragenen Wirkungskreises enthalten für das Jahr 2007
eine Absenkung aus der Anwendung des ab 1. 11. 2006 gülti-
gen TVL. Dabei wurden bei der Veranschlagung der Personal-
ausgaben die Veränderungen für das Tarifpersonal des Landes
zugrunde gelegt.

Ab dem Jahr 2007 sind auch die sich aus Artikel 2 NGöD
und aus Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des NFAG, des
NFVG und des Göttingen-Gesetzes ergebende Verringerung
der Pro-Kopf-Beträge für die Ermittlung der Zuweisungen für
Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises bei den Steige-
rungsraten berücksichtigt worden.

Ebenfalls berücksichtigt ist eine Absenkung der Zuweisun-
gen ab 2008 aufgrund der geplanten Änderung des NKPG. Für
die teilweise Finanzierung der Aufgaben der Kommunalprü-
fungsanstalt ist der rechnerisch dafür bisher in den Zuwei-
sungen für Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises ent-
haltene Betrag von den Zuweisungen abzusetzen. Hiervon
sind nur die Landkreise und die Region Hannover betroffen.
Deshalb ergibt sich insgesamt eine Verringerung um 1 v. H.
statt der bisher für die Tarifsteigerung prognostizierten Erhö-
hung um 0,2 v. H.

2007 2008 2009 2010 2011

— v. H. —

Bundesanteil 16 12 13 14,5 14,5
Landesanteil
1. innerhalb des Länder-

finanzausgleichs
22 18 19 20,5 20,5

2. außerhalb des Länder-
finanzausgleichs

2.1 Beteiligung Fondskosten 6 6 6 5 5
2.2 Neuordnung Länder-

finanzausgleich (1993)
29 29 29 29 29

Vervielfältiger gesamt 73 65 67 69 69
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Für die Jahre ab 2009 wird hier von einer prognostizierten
Steigerung in Höhe von 2 v. H. ausgegangen. Diese Prognose
hat dementsprechend Auswirkungen auf die Zuweisungen
für Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises ab 2010.

Zu A. 2.3

Die Einführung der strikten Konnexität in die Niedersäch-
sische Verfassung bewirkt eine Zunahme von eigenständigen
Verteilungsregelungen. Zum Teil wird dies durch eine Ver-
schiebung von Zuweisungen aus dem Ansatz für den übertra-
genen Wirkungskreis erfolgen, wie dies bei den Aufgaben
nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz geschehen
ist. Während für separate Ausgleichssysteme aufgrund ihrer
geringen Bedeutung eine Ausweisung innerhalb der Orientie-
rungsdaten bisher nicht für notwendig erachtet wurde, wird
aufgrund der zunehmenden Bedeutung dieser Posten zukünf-
tig aufgeführt sein.

Dieser Posten enthält die im NFVG geregelten Leistungen.
Dies sind zurzeit:

— Leistungen für neu zugewiesene oder übertragene Auf-
gaben (§ 4 NFVG),

— Zusatzleistungen für Systembetreuung in Schulen (§ 5
NFVG),

— Leistungen außerhalb des Finanzausgleichs für die Erfül-
lung von Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises (§ 6
NFVG).

Der starke Anstieg in 2007 erklärt sich somit aus den neu
zugewiesenen Leistungen für die Durchführung der übertra-
genen Aufgaben nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz.

Nicht berücksichtigt sind Änderungen, die sich aus der in
2007 durchzuführenden Revision der Leistungen für die im
Zuge der Auflösung der Mittelbehörden kommunalisierten
Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises ergeben könn-
ten.

Zu B

Der Finanzplanungsrat hat in seiner 106. Sitzung am 20. 6.
2007 die aktuelle Lage der öffentlichen Haushalte, die gesamt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen bei der Gestaltung der
Haushalte 2008 und der mittelfristigen Finanzplanungen bis
2011 sowie die Einhaltung der Haushaltsdisziplin im Rah-
men der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion er-
örtert.

Das gesamtstaatliche Defizit in der Maastricht-Abgrenzung
lag 2006 erstmals seit 2001 wieder unter der 3-v.-H.-Grenze.
Die sich aus den Vereinbarungen auf europäischer Ebene er-
gebende Vorgabe, das gesamtstaatliche Defizit jahresdurch-
schnittlich um 0,5 v. H. des Bruttoinlandsproduktes strukturell
zu senken, besteht weiterhin.

Die Finanzminister halten es — unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Haushaltssituationen — für unabdingbar,
die jährliche Neuverschuldung jetzt zu vermindern und, so-
weit es die Finanzlage erlaubt, mit dem Abbau des Schulden-
standes zu beginnen.

Die günstige konjunkturelle Entwicklung muss genutzt
werden, um die Konsolidierung der Haushalte von Bund,
Ländern und Kommunen verstärkt fortzuführen. Angesichts
der generell mit Schätzungen verbundenen Unsicherheiten
über die weiteren wirtschaftlichen Perspektiven können die
aktuellen Einnahmeerwartungen nicht zur Grundlage für
zusätzliche langfristige Ausgabeverpflichtungen gemacht wer-
den.

4. Schlussbestimmung
Der Bezugserlass wird aufgehoben.

An
das Niedersächsische Landesamt für Statistik
die Region Hannover, Landkreise und Gemeinden
Nachrichtlich:
An die
Niedersächsische Kommunalprüfungsanstalt

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1112

Anerkennung 
der Bürgerstiftung der Volksbank Fredenbeck

Bek. d. MI v. 25. 9. 2007
— RV LG 2.02-11741/361 —

Mit Schreiben vom 19. 9. 2007 hat das MI, Regierungs-
vertretung Lüneburg, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom
23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungs-
geschäfts vom 26. 3. 2007 und der diesem beigefügten Stif-
tungssatzung die Bürgerstiftung der Volksbank Fredenbeck
mit Sitz in Fredenbeck gemäß § 80 BGB als rechtsfähig an-
erkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Kunst und Kul-
tur, Denkmalpflege, Jugend-, Alten- und Behindertenhilfe,
des Sports, der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Feuer-, Ar-
beits-, Katastrophen- und Zivilschutzes sowie der Unfallver-
hütung, des Tierschutzes, der Kriminalprävention, inter-
nationaler Gesinnung, des Verbraucherschutzes und Ver-
braucherberatung, der Wissenschaft und Forschung sowie
mildtätiger Zwecke i. S. des § 53 der Abgabenordnung und
kirchlicher Zwecke in der Samtgemeinde Fredenbeck und
den Gemeinden Farven und Heinbockel, in Ausnahmefällen
auch außerhalb.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Bürgerstiftung der Volksbank Fredenbeck
Hauptstraße 5
21717 Fredenbeck.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1114



Nds. MBl. Nr. 41/2007

1115

D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen;
DIN 4113-1 „Aluminiumkonstruktionen
unter vorwiegend ruhender Belastung“

Bek. d. MS v. 3. 9. 2007 — 503.2-24 012/0-1 —

— VORIS 21072 02 00 30 068 —

Bezug: Bek. v. 31. 3. 1987 (Nds. MBl. S. 517)
— VORIS 21072 02 00 30 068 —

Die Bezugsbekanntmachung wird wie folgt geändert:
1. Die bisherige Anlage wird Anlage 1.
2. Die beigefügte Norm DIN 4113-1/A1: „Berechnung und

bauliche Durchbildung“, Änderung A1 vom September
2002 (Anlage), die die Ausgabe Mai 1980 ändert und er-
gänzt, wird gemäß § 96 Abs. 1 NBauO i. d. F. vom 10. 2.
2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 12. 7. 2007 (Nds. GVBl. S. 324), als Tech-
nische Baubestimmung bekannt gemacht und als Anlage 2
angefügt.

3. Nummer 2.1.2 erhält folgende Fassung:
„2.1.2 Über die Anträge auf Erteilung der Bescheinigung
über den Eignungsnachweis zum Schweißen von tragen-
den Bauteilen aus Aluminium entscheiden die entspre-
chenden Stellen, welche in dem „Verzeichnis der Prüf-,
Überwachungs- und Zertifizierungsstellen nach der Lan-
desbauordnung“ — Teil IV — des Deutschen Instituts für
Bautechnik geführt werden.“

4. Nummer 3 erhält folgende Fassung:
„3. Bei Anwendung der DIN 4113-1 (Ausgabe Mai 1980)
und der DIN 4113-1/A1 (Ausgabe September 2002) ist Fol-
gendes zu beachten:
3.1 Zu DIN 4113-1: 1980-05 und DIN 4113-1/A1: 2002-09:

Alternativ darf die Norm BS 8118 Teil 1: 1991 ange-
wendet werden, wenn nach dieser Norm entweder
die Sicherheitsbeiwerte nach Tabelle 3.2 oder Ta-
belle 3.3 im Abschnitt 3 — Bemessungsgrundlagen —
um 10 v. H. höher angesetzt oder die Grenzspannun-
gen nach den Tabellen 4.1 und 4.2 im Abschnitt 4
— Bemessung von Bauteilen — bzw. nach den Tabel-
len 6.1 bis 6.3 im Abschnitt 6 — Bemessung von Ver-
bindungen — um 10 v. H. reduziert werden. 
Anmerkung:
Sofern im Einzelfall ein genauerer Nachweis geführt
wird, kann das bei Anwendung von DIN 4113-1:
1980-05 erzielte Sicherheitsniveau mit einem gerin-
geren Aufschlag auf die Sicherheitsbeiwerte bzw.
einer geringeren Reduktion der Grenzspannungen er-
reicht werden.

3.2 Zu DIN 4113-1: 1980-05 Abschnitt 5.2: 
Die plastischen Querschnittsreserven analog dem Ver-
fahren Elastisch-Plastisch nach DIN 18800-1: 1990-11
dürfen berücksichtigt werden.

3.3 Zu DIN 4113-1/A1: 2002-09:
Abschnitt 4.4 wird gestrichen.“

5. Es werden die folgenden Nummern 4 bis 7 angefügt:

„4. Bezüglich der in dieser technischen Baubestimmung
genannten Normen, anderen Unterlagen und technischen
Anforderungen, die sich auf Produkte bzw. Prüfverfahren
beziehen, gilt, dass auch Produkte bzw. Prüfverfahren an-
gewandt werden dürfen, die Normen oder sonstigen Be-
stimmungen und/oder technischen Vorschriften anderer
Vertragsstaaten des Abkommens vom 2. 5. 1992 über den
Europäischen Wirtschaftsraum und der Türkei entspre-
chen, sofern das geforderte Schutzniveau in Bezug auf
Sicherheit, Gesundheit und Gebrauchstauglichkeit glei-
chermaßen dauerhaft erreicht wird

Sofern für ein Produkt ein Übereinstimmungsnachweis
oder der Nachweis der Verwendbarkeit, z. B. durch eine
allgemeine bauaufsichtliche Zulassung oder ein allgemei-
nes bauaufsichtliches Prüfzeugnis, vorgesehen ist, kann
von einer Gleichwertigkeit nur ausgegangen werden, wenn
für das Produkt der entsprechende Nachweis der Verwend-
barkeit und/oder der Übereinstimmungsnachweis vorliegt
und das Produkt ein Übereinstimmungszeichen trägt.

5. Prüfungen, Überwachungen und Zertifizierungen, die
von Stellen anderer Vertragsstaaten des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum und der Türkei er-
bracht werden, sind ebenfalls anzuerkennen, sofern die
Stellen aufgrund ihrer Qualifikation, Integrität, Unpar-
teilichkeit und technischen Ausstattung Gewähr dafür
bieten, die Prüfung, Überwachung bzw. Zertifizierung
gleichermaßen sachgerecht und aussagekräftig durch-
zuführen. Diese Voraussetzungen gelten insbesondere
als erfüllt, wenn die Stellen nach Artikel 16 der Richt-
linie 89/106/EWG des Rates vom 21. 12. 1988 zur An-
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Bauprodukte (ABl. EG Nr. L 40 S. 12)
für diesen Zweck zugelassen worden sind.

6. Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 6. 1998
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Nor-
men und technischen Vorschriften (ABl. EG Nr. L 204
S. 37), geändert durch die Richtlinie 98/48 EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 20. 7. 1998 (ABl.
EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden.

7. Die Verwendung des Satzbildes dieser Norm beruht
auf dem Vertrag der Länder mit dem Deutschen Institut für
Normung e. V. und der Zustimmung des Beuth-Verlags.
Eine Verwendung des Satzbildes durch andere ist nicht
gestattet.“

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1115
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Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen;
Richtlinie zum Schweißen von tragenden Bauteilen

aus Aluminium

Bek. d. MS v. 3. 9. 2007 — 503.2-24134/3-2 —

— VORIS 21072 02 00 30 069 —

Bezug: Bek. v. 1. 4. 1987 (Nds. MBl. S. 541)
— VORIS 21072 02 00 30 069 —

Die Bezugsbekanntmachung wird aufgehoben.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1132

Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen;
DIN 4119 „Oberirdische zylindrische 

Flachboden-Tankbauwerke
aus metallischen Werkstoffen“

Bek. d. MS v. 5. 9. 2007 — 503.2-24 012/0-1 —

— VORIS 21072 —

1. Aufgrund des § 96 Abs. 1 NBauO i. d. F. vom 10. 2. 2003
(Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 12. 7. 2007 (Nds. GVBl. S. 324), wird die Norm
DIN 4119: „Oberirdische zylindrische Flachboden-Tankbau-
werke aus metallischen Werkstoffen“
— Teil 1: „Grundlagen, Ausführung, Prüfungen“, Ausgabe

1979-06 (Anlage 1),
— Teil 2: „Berechnung“, Ausgabe 1980-02 (Anlage 2)
als Technische Baubestimmung bekannt gemacht.
2. Bei der Anwendung von DIN 4119-1:1979-06 ist Folgen-
des zu beachten:
Bei Anwendung der technischen Regel ist die „Anpas-
sungsrichtlinie Stahlbau“, Ausgabe Oktober 1998 (Stahlbau-
AnpRL:1998-10, „Mitteilungen“ des DIBt, Sonderheft 11/2)
i. V. m. den Berichtigungen zur Anpassungsrichtlinie Stahl-
bau (StahlbauAnpRLBer:1999, DIBt-Mitteilungen, Heft 6/1999
S. 201) sowie der Änderung und Ergänzung der Anpas-
sungsrichtlinie Stahlbau, Ausgabe Dezember 2001, (Stahlbau-
AnpRLErg:2001-12, DIBt-Mitteilungen, Heft 1/2002 S. 14) zu
beachten. 
3. Bezüglich der in dieser technischen Baubestimmung ge-
nannten Normen, anderen Unterlagen und technischen An-
forderungen, die sich auf Produkte bzw. Prüfverfahren be-
ziehen, gilt, dass auch Produkte bzw. Prüfverfahren angewandt
werden dürfen, die Normen oder sonstigen Bestimmungen
und/oder technischen Vorschriften anderer Vertragsstaaten
des Abkommens vom 2. 5. 1992 über den Europäischen Wirt-
schaftsraum und der Türkei entsprechen, sofern das gefor-
derte Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und
Gebrauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht wird.

Sofern für ein Produkt ein Übereinstimmungsnachweis
oder der Nachweis der Verwendbarkeit, z. B. durch eine all-

gemeine bauaufsichtliche Zulassung oder ein allgemeines
bauaufsichtliches Prüfzeugnis, vorgesehen ist, kann von einer
Gleichwertigkeit nur ausgegangen werden, wenn für das Pro-
dukt der entsprechende Nachweis der Verwendbarkeit und/
oder der Übereinstimmungsnachweis vorliegt und das Pro-
dukt ein Übereinstimmungszeichen trägt.

4. Prüfungen, Überwachungen und Zertifizierungen, die von
Stellen anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum und der Türkei erbracht wer-
den, sind ebenfalls anzuerkennen, sofern die Stellen aufgrund
ihrer Qualifikation, Integrität, Unparteilichkeit und techni-
schen Ausstattung Gewähr dafür bieten, die Prüfung, Überwa-
chung bzw. Zertifizierung gleichermaßen sachgerecht und
aussagekräftig durchzuführen. Diese Voraussetzungen gelten
insbesondere als erfüllt, wenn die Stellen nach Artikel 16 der
Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. 12. 1988 zur An-
gleichung der Rechts- und Verwaltungvorschriften der Mit-
gliedstaaten über Bauprodukte (ABl. EG Nr. L 40 S. 12) für
diesen Zweck zugelassen worden sind.

5. Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. 6. 1998 über
ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), geändert
durch die Richtlinie 98/48 EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. 7. 1998 (ABl. EG Nr. L 217 S. 18), sind
beachtet worden.

6. Die Verwendung des Satzbildes dieser Norm beruht auf
dem Vertrag der Länder mit dem Deutschen Institut für Nor-
mung e. V. und der Zustimmung des Beuth-Verlags. Eine Ver-
wendung des Satzbildes durch andere ist nicht gestattet.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1132
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Anlage 1
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F. Kultusministerium

Organisation der Landesschulbehörde

Erl. d. MK v. 17. 9. 2007 — 13-01 540/1 —

— VORIS 20110 —

Bezug: a) Beschl. d. LReg. v. 13. 7. 2004 (Nds. MBl. S. 691)
— VORIS 20100 —

b) Beschl. d. LReg. v. 20. 12. 2005 — 11-01 540/1 — (n. v.)
c) Beschl. d. LReg. v. 17. 10. 2006 (Nds. MBl. 2007 S. 89, 138)

— VORIS 20100 —
d) RdErl. v. 22. 12. 2004 (Nds. MBl. 2005 S. 51), zuletzt geändert

durch Erl. vom 9. 8. 2005 (Nds. MBl. S. 814)
— VORIS 20110 —

1. Organisationsrechtliche Grundlagen
Mit dem Bezugsbeschluss zu a hat die LReg mit Wirkung

vom 1. 1. 2005 die LSchB als dem MK nachgeordnete Schul-
behörde errichtet. Die LSchB hat grundsätzlich die Aufgaben
der Schulabteilungen der aufgelösten Bezirksregierungen über-
nommen.

Mit dem Bezugsbeschluss zu b wird das MK ermächtigt, die
bisherigen dezentralen Entscheidungsstrukturen unter Berück-
sichtigung der personalwirtschaftlichen Gegebenheiten zu
zentralen Entscheidungsstrukturen hin zu entwickeln und zu
diesem Zweck
a) die Abteilungen der LSchB aufzulösen und an den bisheri-

gen Standorten der Abteilungen Schwerpunktaußenstel-
len einzurichten und

b) Paralleldezernate zu jeweils einem Dezernat zusammenzu-
fassen und die Dezernatsleitungen und die übergreifenden
Aufgaben in der Zentrale der LSchB in Lüneburg zu kon-
zentrieren.

Dieser Erl. dient der Umsetzung des Bezugsbeschlusses zu b.

2. Aufgaben
Der LSchB obliegen

a) die Aufgaben der nachgeordneten Schulbehörde nach dem
NSchG, 

b) Angelegenheiten in der Ausbildung in den anderen als ärzt-
lichen Heilberufen,

c) die Versorgung der Schulen mit Personal- und Sachmitteln,
einschließlich Unterstützungsleistungen für die Schulen,

d) die Dienst- und Fachaufsicht über die Studienseminare,
e) die finanziellen Förderungen im Geschäftsbereich des MK,
f) die Aufgaben der außerschulischen beruflichen Bildung

und
g) alle übrigen Rechts-, Verwaltungs- und Dienstleistungs-

aufgaben im Geschäftsbereich des MK, 
soweit diese Aufgaben nicht dem MK vorbehalten oder anderen
übertragen sind.

3. Organisatorische Gliederung der Behörde
Die Aufgaben werden in folgenden Dezernaten wahrge-

nommen:
1 Schulformübergreifende Angelegenheiten und Schulpsy-

chologische Beratung
2 Allgemein bildende Schulen (ohne Gymnasien und Sekund-

arbereich II der Gesamtschulen)
3 Allgemein bildende Gymnasien und Sekundarbereich II der

Gesamtschulen
4 Berufliche Bildung
5 Haushalt, Förderangelegenheiten
6 Schulorganisation, Schulrecht, Justitiariat, Dienstunfälle
7 Personal der Schulen und Studienseminare 
8 Zentrale Aufgaben, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

4. Standorte und räumliche Zuständigkeiten
4.1 Sitz der LSchB ist Lüneburg. Dort werden die Dezernate 1
bis 8 gemäß Nummer 3 eingerichtet. Die bisherigen Abteilun-

gen und Dezernate der LSchB in Braunschweig, Hannover,
Lüneburg und Osnabrück werden aufgelöst.

4.2 Die LSchB hat Standorte in Braunschweig, Hannover und
Osnabrück, an denen Teildezernate eingerichtet werden kön-
nen. Diese sind grundsätzlich für die jeweiligen Gebiete der
bis zum 31. 12. 2004 bestehenden Regierungsbezirke zustän-
dig (Landesschulbehördenbezirke). Die Teildezernate können
auch landesweite oder bezirksübergreifende Zuständigkeiten
erhalten. Die Einrichtung oder Auflösung von Teildezernaten
sowie abweichende Festlegungen nach Satz 3 bedürfen der
Zustimmung des MK.

4.3 Die bisherigen Außenstellen der Abteilungen der LSchB
werden Außenstellen der Dezernate in Lüneburg bzw. der Teil-
dezernate an den Standorten.

4.4 Die Bezeichnungen und Anschriften der LSchB und ihrer
Behördenteile werden wie folgt bestimmt: 

a) „Landesschulbehörde, Dezernat ...“ (1 bis 8) mit der Orts-
bezeichnung des Sitzes oder des Standortes (Lüneburg,
Braunschweig, Hannover, Osnabrück),

b) „Landesschulbehörde, Dezernat ...“ (1 bis 2) mit der Orts-
bezeichnung des Sitzes oder des Standortes und dem
Zusatz „Außenstelle ...“, soweit es um die bisherigen
Außenstellen der Abteilungen der LSchB geht.

5. Zusammenarbeit in der LSchB 

5.1 An jedem Standort wird der Leitung eines Teildezernats
durch die Behördenleitung die Zuständigkeit für die Koordi-
nierung standortbezogener teildezernatsübergreifender Auf-
gaben zugewiesen.

5.2 Die LSchB gibt sich eine Geschäftsordnung, in der alle
weiteren für einen zweckmäßigen Verwaltungsablauf notwen-
digen Regelungen getroffen werden. Die Geschäftsordnung be-
darf der Zustimmung des MK.

5.3 Die Leitung der Behörde kann Entscheidungsbefugnisse
nach dem NDiszG, soweit sie sich auf Lehrkräfte und nicht
lehrendes Personal an Schulen beziehen, auf die Dezernats-
leitung 7 und ggf. auf die Teildezernatsleitungen 7 delegieren.
Dies gilt auch gegenüber Lehrkräften und nicht lehrendem
Personal an Schulen, soweit sie aus dieser Verwendung in den
Ruhestand getreten sind.

6. Schlussbestimmungen

Dieser Erl. tritt am 1. 10. 2007 in Kraft. Gleichzeitig wird
der Bezugserlass zu d aufgehoben.

An die
Landesschulbehörde

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1157

H. Ministerium für den ländlichen Raum, 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Flurbereinigung Sandhorster Ehe, Landkreis Aurich)

Bek. d. ML v. 13. 9. 2007
— 306.3-611 Sandhorster Ehe —

Die GLL Aurich hat dem ML die Neugestaltungsgrundsätze
nach § 38 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. vom
16. 3. 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 2
Abs. 23 des Gesetzes vom 12. 8. 2005 (BGBl. I S. 2354), für das
Flurbereinigungsverfahren Sandhorster Ehe, Landkreis Aurich,
vorgelegt. Aus diesen Neugestaltungsgrundsätzen ist der Wege-
und Gewässerplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan
nach § 41 FlurbG zu entwickeln, auf dessen Grundlage der
Ausbau der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen er-
folgt.
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Auf der Grundlage dieser Neugestaltungsgrundsätze ist
gemäß § 3 a Satz 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I
S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), nach einer allgemeinen
Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 3 c Abs. 1 UVPG fest-
zustellen, ob für das Vorhaben — Bau der gemeinschaftlichen
und öffentlichen Anlagen i. S. des FlurbG — eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen ist.

Diese allgemeine Vorprüfung hat für das Flurbereinigungs-
verfahren Sandhorster Ehe ergeben, dass von dem Vorhaben
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwar-
ten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG wird hiermit festgestellt, dass für
das Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1157

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Flurbereinigung Reckershausen, Landkreis Göttingen)

Bek. d. ML v. 19. 9. 2007 — 306.3-611-2081 —

Die GLL Northeim hat dem ML den Wege- und Gewässer-
plan mit landschaftspflegerischem Begleitplan nach § 41 des
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. vom 16. 3. 1976
(BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 23 des
Gesetzes vom 12. 8. 2005 (BGBl. I S. 2354), für das Flurbereini-
gungsverfahren Reckershausen, Landkreis Göttingen, vorgelegt,
auf dessen Grundlage der Ausbau der gemeinschaftlichen und
öffentlichen Anlagen erfolgt.

Auf der Grundlage dieses Wege- und Gewässerplans mit
landschaftspflegerischem Begleitplan ist gemäß § 3 a Satz 1
UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006
(BGBl. I S. 3316), nach einer allgemeinen Vorprüfung des
Einzelfalles gemäß § 3 c Abs. 1 UVPG festzustellen, ob für
das Vorhaben — Bau der gemeinschaftlichen und öffentlichen
Anlagen i. S. des FlurbG — eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen ist.

Diese allgemeine Vorprüfung hat für das Flurbereinigungs-
verfahren Reckershausen ergeben, dass von dem Vorhaben
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu er-
warten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG wird hiermit festgestellt, dass für
das Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1158

K. Umweltministerium

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(E.ON Kernkraft GmbH, Hannover)

Bek. d. MU v. 21. 9. 2007 — 42-40311/6(91) —

Die E.ON Kernkraft GmbH hat mit Schreiben vom 26. 3.
2007 beim MU einen Antrag nach § 7 StrlSchV i. d. F. vom
20. 7. 2001 (BGBl. I S. 1714; 2002 I S. 1459), zuletzt geändert
durch § 3 Abs. 31 des Gesetzes vom 1. 9. 2005 (BGBl. I S. 2618,
2653), für den Umgang mit sonstigen radioaktiven Stoffen aus
einer ihrer anderen Kernanlagen — dem Kernkraftwerk Wür-
gassen (im Folgenden: KWW) — gestellt.

Danach soll Verdampferkonzentrat aus dem KWW mit der
im Kernkraftwerk Stade aufgestellten mobilen Trocknungs-
anlage konditioniert werden, da die entsprechenden eigenen
Systeme und Komponenten im KWW wegen des fortschrei-
tenden Abbaus der Anlage demontiert werden sollen.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war gemäß § 3 c
UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006
(BGBl. I S. 3316), aufgrund einer überschlägigen Prüfung
unter Berücksichtigung der in Anlage 2 UVPG aufgeführten
Kriterien zu ermitteln, ob das Vorhaben erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben könnte, die nach § 12 UVPG
zu berücksichtigen wären. Die eingehend durchgeführte Prü-
fung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung
nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß UVPG nicht selbständig an-
fechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1158

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemäß § 6 NUVPG
(ExxonMobil Production Deutschland GmbH, Achim)

Bek. d. LBEG v. 12. 9. 2007 — B II f 1.7 I 2007-009 —

Die Firma ExxonMobil Production Deutschland GmbH, Riet-
horst 12, 30659 Hannover, plant die Erweiterung der Verdich-
terstation Achim.

Die geplante Umbaumaßnahme unterliegt nach § 3 c i. V. m.
Anlage 1 Nr. 1.4.3 UVPG der standortbezogenen Vorprüfung
des Einzelfalles.

Das LBEG als zuständige Genehmigungsbehörde hat gemäß
§ 3 c UVPG eine überschlägige Prüfung vorgenommen und
festgestellt, dass eine Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht.

Diese Feststellung ist nach § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1158

Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr

Umstufung einer Teilstrecke der Bundesstraße 4
auf dem Gebiet der Gemeinde Seevetal,

Ortsteil Fleestedt

Vfg. d. NLStBV v. 12. 9. 2007 — 31020-1050 —

Die auf dem Gebiet der Gemeinde Seevetal in der Gemar-
kung Fleestedt im Landkreis Harburg gelegene Teilstrecke der
Bundesstraße 4 verfügt mit der Verkehrsübergabe der Auto-
bahn 250 nicht mehr über die Eigenschaft einer Bundes-
straße und wird gemäß § 2 des Bundesfernstraßengesetzes
sowie § 7 NStrG mit Wirkung vom 1. 1. 2008 von km 2,890 bis
km 3,456 (Landesgrenze) auf einer Gesamtlänge von 0,566 km
zur Landesstraße 213  a b g e s t u f t.

Diese Teilstrecke erhält entsprechend ihrer Verkehrsbedeu-
tung die Eigenschaft einer Landesstraße. 

Träger der Straßenbaulast ist das Land Niedersachsen. 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungs-
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gericht Lüneburg, Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg,
erhoben werden.

Die Klage ist gegen die Niedersächsische Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Han-
nover, zu richten.

Sie muss die Klägerin oder den Kläger, den Beklagten und
den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begründung der Klage dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben sowie der ange-
fochtene Bescheid beigefügt werden.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1158

Landesbetrieb für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz

Feststellung gemäß § 6 NUVPG
(Bauliche Ertüchtigung der Niedersachsenbrücke

an der Jade in Wilhelmshaven)

Bek. d. NLWKN v. 3. 8. 2007 — GB VI O 4-62025-2 —

Die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG, Niederlassung
Wilhelmshaven, Neckarstraße 10, 26382 Wilhelmshaven, hat
beim NLWKN gemäß den §§ 119 und 128 NWG i. d. F. vom
25. 7. 2007 (Nds. GVBl. S. 345) die Plangenehmigung zur
baulichen Ertüchtigung der Niedersachsenbrücke an der
Jade in Wilhelmshaven beantragt. Um mittelfristig die
Löschleistung erhöhen zu können, soll die Niedersachsen-
brücke mit einer seeseitig angeordneten 377 m langen, oben
verankerten kombinierten Spundwand mit einem massiven
Stahlbetonholm, der als Kranbahn ausgebildet wird, ausge-
rüstet werden.

Im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens ist gemäß § 5
i. V. m. Nummer 10 Anlage 1 NUVPG i. d. F. vom 30. 4. 2007
(Nds. GVBl. S. 179) nach Maßgabe der Anlage 2 NUVPG zu
prüfen, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Nach der Vorprüfung der entscheidungserheblichen Daten
und Unterlagen sowie unter Beteiligung der zuständigen
Behörden wird hiermit für das Vorhaben „Bauliche Ertüch-
tigung der Niedersachsenbrücke an der Jade in Wilhelms-
haven“ gemäß § 6 NUVPG festgestellt, dass eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1159

Feststellung gemäß § 6 NUVPG
(Laufverlängerung der Hunte in der Gemeinde Dötlingen

und der Stadt Wildeshausen)

Bek. d. NLWKN v. 14. 9. 2007
— VI O1-62025-2/879 —

Die Hunte-Wasseracht, Sannumer Straße 4, 26197 Großen-
kneten, hat gemäß § 119 NWG die Plangenehmigung zur
Laufverlängerung der Hunte durch den Anschluss des Alt-
wassers „Aschenbeck’sche Insel“, Gemeinde Dötlingen und
Stadt Wildeshausen, beantragt.

Gemäß § 119 Abs. 2 NWG i. d. F. vom 25. 7. 2007 (Nds. GVBl.
S. 345) kann das Vorhaben ohne vorherige Durchführung
eines Planfeststellungsverfahrens genehmigt werden, wenn es
keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf. 

Für das beantragte Vorhaben ist gemäß § 5 i. V. m. Num-
mer 14 Anlage 1 NUVPG i. d. F. v. 30. 4. 2007 (Nds. GVBl.
S. 179) aufgrund einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel-

falles festzustellen, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung
durchzuführen ist.

Die Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass für dieses
Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durch-
zuführen ist. Die Feststellung wird hiermit gemäß § 6 NUVPG
bekannt gemacht.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1159

Feststellung gemäß § 6 NUVPG
(Kleinwasserkraftanlage und Bau eines Fischpasses
an der Ems bei Fluss-km 234,78 am Wehr Versen)

Bek. d. NLWKN v. 20. 9. 2007 
— GB VI O 5-62011-1/6-72 —

Herr Josef Dennenmoser, Uttenhofen 14, 88299 Leutkirch,
hat beim NLWKN gemäß den §§ 119 und 128 NWG i. d. F.
vom 25. 7. 2007 (Nds. GVBl. S. 345) die Plangenehmigung zur
Errichtung einer Kleinwasserkraftanlage und gemäß den §§ 3
und 13 NWG die Bewilligung zu deren Betrieb beantragt. Die
geplante Wasserkraftanlage soll als Laufwasserkraftwerk auf
der Basis von drei parallelen Wasserkraftschnecken im Bereich
des Wehres Versen am rechten Emsufer bei Fluss-km 234,78
errichtet werden. Die Leistung der einzelnen Wasserkraft-
schnecke beträgt ca. 5 m³/s. Die Wasserkraftanlage soll insge-
samt eine Leistung von 300 kWel erbringen. Zusätzlich zur
Wasserkraftanlage soll ein Rauhgerinne-Beckenfischpass er-
richtet werden. Der am Wehr Versen vorgeschriebene Stau-
spiegel von 10,40 m über NN wird weiterhin gehalten.

Im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens ist gemäß
§ 5 NUVPG i. d. F. vom 30. 4. 2007 (Nds. GVBl. S. 179) zu
prüfen, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Die im
Rahmen des Vorhabens vorgesehene Maßnahme ist in Num-
mer 12 (Bau einer Wasserkraftanlage) der Anlage 1 NUVPG
genannt und mit einem „A“ gekennzeichnet. Damit ist gemäß
§ 5 i. V. m. Anlage 1 nach Maßgabe der Anlage 2 NUVPG eine
allgemeine Vorprüfung des Vorhabens erforderlich.

Nach der Vorprüfung der entscheidungserheblichen Daten
und Unterlagen sowie unter Beteiligung der zuständigen
Behörden wird hiermit für das Vorhaben „Errichtung und
Betrieb einer Kleinwasserkraftanlage an der Ems bei Fluss-km
234,78 am Wehr Versen sowie Bau eines Fischpasses“ gemäß
§ 6 NUVPG festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1159

Feststellung gemäß § 6 NUVPG
(Wehranlage Barnstorf in der Hunte)

Bek. d. NLWKN v. 27. 9. 2007
— GB VI-H01-62025 (Wehr Barnstorf) —

Der NLWKN — Betriebsstelle Sulingen — hat einen Antrag
auf Plangenehmigung nach dem NWG i. d. F. vom 25. 7. 2007
(Nds. GVBl. S. 345) für den Umbau der Wehranlage Barnstorf
in der Hunte zur Herstellung der faunistischen Durchgängig-
keit gestellt. Die Maßnahme befindet sich im Gebiet des Land-
kreises Diepholz, Gemeinde Barnstorf, Gemarkung Barnstorf,
Flur 6, Flurstück 176/18.

Dieser Ausbau des Gewässers bedarf grundsätzlich der
Planfeststellung gemäß § 119 NWG. Eine Plangenehmigung
kann erteilt werden, wenn das Vorhaben keiner Umweltver-
träglichkeitsprüfung bedarf.
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Die Vorprüfung des Einzelfalles nach § 6 NUVPG i. d. F.
vom 30. 4. 2007 (Nds. GVBl. S. 179) hat ergeben, dass von
dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen zu erwarten sind.

Gemäß § 6 NUVPG wird somit festgestellt, dass für das Vor-
haben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1159

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Anordnungen nach dem Gentechnikgesetz 
im Landkreis Goslar;

Öffentliche Bekanntmachung

Bek. d. GAA Braunschweig v. 14. 9. 2007
— 40644/1.3- 4144 —

Im Rahmen von staatlich durchgeführten Saatgutkontrollen
wurde in Nordrhein-Westfalen die Winterrapssorte „Taurus H“,
Anerkennungs-Nummer: D/BN 3237/318, beprobt. Es wurden
mittels PCR-Amplifizierung p35S-pat konstruktspezifische
DNA-Sequenzen nachgewiesen (amtlich vorgegebene Methode
der Länderarbeitsgruppe Gentechnik), so dass von einer gen-
technisch erzeugten Resistenz gegen Glufosinat-Herbizide
(BASTA) auszugehen ist. Für das nachgewiesene Genkon-
strukt liegt keine Genehmigung für den Anbau in der EU und
damit auch der Bundesrepublik Deutschland vor.

Das Freisetzen oder Inverkehrbringen eines gentechnisch
veränderten Organismus ohne entsprechende Genehmigung
nach § 14 des Gentechnikgesetzes (GenTG) i. d. F. vom 16. 12.
1993 (BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. 3.
2006 (BGBl. I S. 534), ist nicht zulässig.

Das verunreinigte Saatgut darf daher weder ausgesät noch
auf andere Weise in den Verkehr gebracht werden. 

Das GAA Braunschweig ist gemäß § 31 GenTG i. V. m. der
derzeit gültigen ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz für die Aus-
führung des GenTG im Landkreis Goslar zuständig.

Nach § 26 Abs. 1 GenTG wurden die aus der Anlage ersicht-
lichen Anordnungen getroffen.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1160

Anlage
I.

1. Die Partie mit der Kennzeichnung D/BN 3237/318 der
Winterrapssorte TAURUS darf nicht in den Verkehr gebracht
und nicht ausgesät werden. Auf den Flächen, auf denen Sie
dieses Saatgut bereits ausgebracht haben, ist die Saat vollstän-
dig auflaufen zu lassen und die entstehenden Pflanzen sind
dann mit geeigneten Mitteln (s. Merkblatt*) zu vernichten.
2. Abweichungen im Vorgehen von diesem Merkblatt, die
aufgrund besonderer Gegebenheiten zwingend notwendig
sind, sind mit der zuständigen Landwirtschaftskammer abzu-
stimmen und mir mitzuteilen.
3. Die Maßnahmen zur Vernichtung des Auswuchses sind
zu dokumentieren und mir auf Nachfrage vorzulegen. Der
Zeitpunkt des Umbruchs ist mir mitzuteilen.
4. Restbestände von Saatgut der Sorte TAURUS mit der
Kennzeichnung D/BN 3237/318, sind an den Händler oder
direkt an die Deutsche Saatveredlung AG zurückzugeben. Der
Verbleib ist ebenfalls zu dokumentieren und mir mitzuteilen.

II.
Die sofortige Vollziehung der unter I. beschriebenen Anord-

nungspunkte wird hiermit gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4

VwGO vom 19. 3. 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316),
angeordnet.

III.
Für den Fall, dass den o. g. Anordnungen nicht nachgekom-

men wird, drohe ich hiermit die Festsetzung eines Zwangs-
geldes in Höhe von 1 000,— Euro für jeden einzelnen Anord-
nungspunkt an.

Anordnungen nach dem Gentechnikgesetz 
im Landkreis Wolfenbüttel;

Öffentliche Bekanntmachung

Bek. d. GAA Braunschweig v. 14. 9. 2007
— 40644/1.3- 4143/4145 —

Im Rahmen von staatlich durchgeführten Saatgutkontrollen
wurde in Nordrhein-Westfalen die Winterrapssorte „Taurus H“,
Anerkennungs-Nummer: D/BN 3237/318, beprobt. Es wurden
mittels PCR-Amplifizierung p35S-pat konstruktspezifische
DNA-Sequenzen nachgewiesen (amtlich vorgegebene Methode
der Länderarbeitsgruppe Gentechnik), so dass von einer gen-
technisch erzeugten Resistenz gegen Glufosinat-Herbizide
(BASTA) auszugehen ist. Für das nachgewiesene Genkon-
strukt liegt keine Genehmigung für den Anbau in der EU und
damit auch der Bundesrepublik Deutschland vor.

Das Freisetzen oder Inverkehrbringen eines gentechnisch
veränderten Organismus ohne entsprechende Genehmigung
nach § 14 des Gentechnikgesetzes (GenTG) i. d. F. vom 16. 12.
1993 (BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert durch Gesetz vom
17. 3. 2006 (BGBl. I S. 534), ist nicht zulässig.

Das verunreinigte Saatgut darf daher weder ausgesät noch
auf andere Weise in den Verkehr gebracht werden. 

Das GAA Braunschweig ist gemäß § 31 GenTG i. V. m. der
derzeit gültigen ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz für die Aus-
führung des GenTG im Landkreis Wolfenbüttel zuständig.

Nach § 26 Abs. 1 GenTG wurden die aus der Anlage ersicht-
lichen Anordnungen getroffen.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1160

Anlage

I.
1. Die Partie mit der Kennzeichnung D/BN 3237/318 der
Winterrapssorte TAURUS darf nicht in den Verkehr gebracht
und nicht ausgesät werden. Auf den Flächen, auf denen Sie
dieses Saatgut bereits ausgebracht haben, ist die Saat vollstän-
dig auflaufen zu lassen und die entstehenden Pflanzen sind
dann mit geeigneten Mitteln (s. Merkblatt*) zu vernichten.
2. Abweichungen im Vorgehen von diesem Merkblatt, die
aufgrund besonderer Gegebenheiten zwingend notwendig
sind, sind mit der zuständigen Landwirtschaftskammer abzu-
stimmen und mir mitzuteilen.
3. Die Maßnahmen zur Vernichtung des Auswuchses sind
zu dokumentieren und mir auf Nachfrage vorzulegen. Der
Zeitpunkt des Umbruchs ist mir mitzuteilen.

II.
Die sofortige Vollziehung der unter I. beschriebenen Anord-

nungspunkte wird hiermit gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
VwGO vom 19. 3. 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316),
angeordnet.

III. 
Für den Fall, dass den o. g. Anordnungen nicht nachgekom-

men wird, drohe ich hiermit die Festsetzung eines Zwangs-
geldes in Höhe von 1 000,— Euro für jeden einzelnen Anord-
nungspunkt an.

* Hier nicht abgedruckt.* Hier nicht abgedruckt.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Celle

Feststellung gemäß § 3 a UVPG 
(Biogasanlage Hemme, Celle)

Bek. d. GAA Celle v. 7. 9. 2007 
— CE000010402-07-013-01 Ma —

Herr Jürgen-Hinrich Hemme, Hollenkamp 2, 29223 Celle,
hat mit Schreiben vom 3. 5. 2007 die Erteilung einer Geneh-
migung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG i. d. F. vom 26. 9.
2002 (BGBl. I S. 3830) in der jeweils geltenden Fassung für die
Errichtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage
zur Erzeugung von Strom für den Einsatz von Biogas mit einer
Feuerungswärmeleistung von 1,243 Megawatt (Biogasanlage)
beantragt. 

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6.
2005 (BGBl. I S. 1757, 2797) in der jeweils geltenden Fassung
durch eine Vorprüfung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für
das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Diese Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das o. a. Verfahren nicht erforderlich ist. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist. 

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1161

Feststellung gemäß § 3 a UVPG 
(Biogasanlage Heidmann, Langlingen)

Bek. d. GAA Celle v. 11. 9. 2007 
— CE000010402-07-015-01 Ma —

Herr Friedhelm Heidmann, Am Wiesengrunde 2, 29363 Lang-
lingen, hat mit Schreiben vom 18. 5. 2007 die Erteilung einer
Genehmigung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG i. d. F. vom
26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830) in der jeweils geltenden Fassung
für die Errichtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotor-
anlage zur Erzeugung von Strom für den Einsatz von Biogas
mit einer Feuerungswärmeleistung von 1,342 Megawatt (Bio-
gasanlage) beantragt. 

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.3.2 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005
(BGBl. I S. 1757, 2797) in der jeweils geltenden Fassung durch
eine Vorprüfung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für das be-
antragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Diese Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das o. a. Verfahren nicht erforderlich ist. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist. 

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1161

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Schrottplatz in Schwarmstedt)

Bek. d. GAA Celle v. 25. 9. 2007
— CE002045882-2007-026-01 U BS —

Die Firma Helmut Wilke Schrott- und Metallgroßhandel,
29690 Schwarmstedt, Tannhof 9, hat mit Datum vom 14. 7.
2007 die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 4 BImSchG
i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl I S. 3830), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBl I
S. 3180), für die Errichtung und zum Betrieb eines Schrott-
platzes — hier Anlage zur zeitweiligen Lagerung von Altme-

tallen — in 29690 Schwarmstedt, Am Varrenbruch 18—20,
beantragt. 

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 8.7.2 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005
(BGBl I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl I S. 3316), durch eine stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für
das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Diese Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das o. a. Verfahren nicht erforderlich ist.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist. 

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1161

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(OsteGas GmbH & Co. KG, Ober Ochtenhausen)

Bek. d. GAA Cuxhaven v. 26. 9. 2007
— 07-030-01-8.1-Rü —

Aufgrund des Antrags der OsteGas GmbH & Co. KG, Im
Dorfe 5, 27446 Ober Ochtenhausen, wird zurzeit vom GAA Cux-
haven ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren gemäß § 4
i. V. m. § 19 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006
(BGBl. I S. 3180), durchgeführt, das die Errichtung und den
Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage mit einer Feu-
erungswärmeleistung von 1,178 MW unter Verwendung von
Biogas als Brennstoff zum Gegenstand hat. Im Antragsumfang
ebenfalls enthalten sind die Biogaserzeugung sowie die Lage-
rung von Gärprodukt. Bei dem genannten Vorhaben handelt
es sich um eine immissionsschutzrechtlich genehmigungsbe-
dürftige Anlage gemäß Nummer 1.4 Spalte 2 Buchst. b Doppel-
buchst. aa des Anhangs der 4. BImSchV i. d. F. vom 14. 3.
1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 15. 7. 2006 (BGBl. I S. 1619). Standort der Anla-
ge ist das Grundstück in 27446 Sandbostel, Gemarkung Ober
Ochtenhausen, Flurstück 15/2, Flur 15. 

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war gemäß
§ 3 c i. V. m. Anlage 1 Nr. 1.3.2 Spalte 2 UVPG i. d. F. vom
25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), eine
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.
Diese wurde inzwischen abgeschlossen. Als Ergebnis wird
festgestellt, dass es einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach
dem UVPG nicht bedarf. 

Gemäß § 3 a UVPG ist die Feststellung nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1161

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Genehmigung
gemäß § 9 Abs. 3 i. V. m. § 10

des Gentechnikgesetzes

Bek. d. GAA Hannover v. 10. 10. 2007
— H029029561-417-765/40654/3/13/18 —

Der Medizinischen Hochschule Hannover ist auf Antrag
vom 7. 9. 2007, hier eingegangen am 17. 9. 2007, mit Datum
vom 21. 9. 2007, die Genehmigung erteilt worden, im Institut
für Molekularbiologie, Carl-Neuberg-Straße 1, 30625 Hanno-
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ver, eine weitere gentechnische Arbeit der Sicherheitsstufe 3
durchzuführen. Der verfügende Teil und die Rechtsbehelfs-
belehrung der Genehmigung werden in der Anlage öffentlich
bekannt gegeben.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1161

Anlage

I. Entscheidung
Auf Ihren Antrag vom 7. 9. 2007, hier eingegangen am 17. 9.

2007, genehmige ich gemäß § 9 Abs. 3 GenTG1) die unter I.2
und III. aufgeführte weitere gentechnische Arbeit der Sicher-
heitsstufe 3 in der unter I.1 beschriebenen gentechnischen
Anlage der Sicherheitsstufe 3.

Die unter IV. bezeichneten Nebenbestimmungen und die
unter V. genannten Hinweise sind zu beachten.

Kosten
Dieser Bescheid ergeht gemäß § 24 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1

Satz 2 GenTG gebührenfrei. Die Kosten für die Veröffentli-
chung der Genehmigung im Nds. Ministerialblatt und in den
Tageszeitungen Hannovers trägt die Betreiberin und werden
gesondert in Rechnung gestellt.

I.1 Gentechnische Anlage
Betreiber: Medizinische Hochschule Hannover

Carl-Neuberg-Straße 1
30625 Hannover

Institut/Abteilung: Institut für Molekularbiologie
Standort: Gebäude I6, Ebene 4, Räume 2070, 2071,

2072, 2073 (Schleuse) und Durchreiche-
autoklav zwischen den Räumen 2070
(Labor) und 2080 (Spülküche).

I.2 Gentechnische Arbeit
Thema der gentechnischen Arbeit:

Interaktion von viralen Hüllproteinen mit zellulären Anhef-
tungsfaktoren und Rezeptoren.

Sicherheitseinstufung
Gemäß § 7 Abs. 3 und 5 i. V. m. Anhang I GenTSV2) ist die

gentechnische Arbeit der Sicherheitsstufe 3 zuzuordnen.
Mit der gentechnischen Arbeit kann gemäß § 10 Abs. 6

GenTG mit Wirksamwerden dieses Bescheides begonnen wer-
den.

II. Antragsunterlagen
(nicht veröffentlicht)

III. Gentechnische Arbeit
(nicht veröffentlicht)

IV. Nebenbestimmungen
(nicht veröffentlicht)

V. Hinweise
(nicht veröffentlicht)

VI. Begründung
(nicht veröffentlicht)

VII. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Verwal-
tungsgericht Hannover, Eintrachtweg 19, 30173 Hannover,
Klage erhoben werden.

1) Gesetz zur Regelung der Gentechnik (Gentechnikgesetz — GenTG)
in der Fassung vom 16. 12. 1993 (BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert
durch das dritte Gesetz zur Änderung des Gentechnikgesetzes vom
17. 3. 2006 (BGBl. I S. 534).

2) GenTSV: Verordnung über die Sicherheitsstufen und Sicherheits-
maßnahmen bei gentechnischen Arbeiten in gentechnischen Anla-
gen (Gentechnik-Sicherheitsverordnung) vom 14. 3. 1995 (BGBl. I
S. 298), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung zur Umset-
zung der EG-Richtlinien 2002/44/EG und 2003/10/EG zum Schutz
der Beschäftigten vor Gefährdungen durch Lärm und Vibrationen
vom 6. 3. 2007 (BGBl. 2007 I S. 261).

Eine Ausfertigung des gesamten Bescheides kann in der Zeit
vom 11. bis 24. 10. 2007

an der folgenden Stelle zu den dort angegebenen Zeiten ein-
gesehen werden:
Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover
Göttinger Straße 14
30449 Hannover
Raum 402
Einsichtmöglichkeit:
montags bis donnerstags von 6.00 bis 15.30 Uhr,
freitags von 6.00 bis 12.00 Uhr.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
Dritten gegenüber als zugestellt.

Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung können
bis zum 26. 11. 2007 (Ablauf der Klagefrist) bei dem Staat-
lichen Gewerbeaufsichtsamt Hannover, Am Listholze 74,
30177 Hannover, schriftlich angefordert werden.

Immissionsschutzrechtliche Entscheidung
gemäß § 16 i. V. m. § 8 BImSchG

(Enertec Hameln GmbH)

Bek. d. GAA Hannover v. 10. 10. 2007
— H i 0007016833/011 —

Der Firma Enertec Hameln GmbH, Heinrich-Schoormann-
Weg 1, 31789 Hameln, ist auf ihren Antrag vom 15. 1. 2007
mit Datum vom 7. 9. 2007 gemäß § 16 i. V. m. § 8 BImSchG
vom GAA Hannover als zuständige Genehmigungsbehörde
die erste Teilgenehmigung zur wesentlichen Änderung ihrer
Müllverbrennungsanlage (MVH) am o. a. Standort erteilt wor-
den. Die wesentliche Änderung beinhaltet die Errichtung und
den Betrieb einer 4. Verbrennungslinie mit einer Feuerungs-
wärmeleistung von 70,5 MW. Dadurch wird die Feuerungs-
wärmeleistung der gesamten Müllverbrennung auf 174,5 MW
erhöht. Die Durchsatzleistung der MVH steigert sich um
200 000 t Abfall pro Jahr auf maximal 440 000 t/a.

Im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt.

Der verfügende Teil der Genehmigung und die Rechts-
behelfsbelehrung werden in der Anlage bekannt gemacht.
Auf Maßgaben und Nebenbestimmungen in Abschnitt III. des
Bescheides wird hingewiesen.

Der vollständige Bescheid (einschließlich Begründung) liegt
an allen Werktagen in der Zeit vom

vom 11. bis 24. 10. 2007 (einschließlich)

a) beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hannover, Am List-
holze 74, 30177 Hannover, Raum 111,

montags bis donnerstags von 7.30 bis 16.00 Uhr,
freitags von 7.30 bis 13.30 Uhr;

b) bei der Stadt Hameln, Rathausplatz 1, 31785 Hameln, Fach-
bereich Umwelt, Zimmer 34,

montags und dienstags von 7.00 bis 15.30 Uhr,
mittwochs von 7.00 bis 15.00 Uhr,
donnerstags von 7.00 bis 17.00 Uhr,
freitags von 7.00 bis 12.00 Uhr;

c) beim Flecken Aerzen, Kirchplatz 2, 31855 Aerzen, Bauamt,
Zimmer 18 a,

montags bis donnerstags von 8.00 bis 17.00 Uhr,
freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr;

d) bei der Gemeinde Emmerthal, Berliner Straße 15, 31860 Em-
merthal, Fachbereich Zentrale Dienste, Zimmer 20 a,

montags, dienstags 
und donnerstags von 7.30 bis 17.30 Uhr,
mittwochs und freitags von 7.30 bis 13.00 Uhr;
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e) beim Flecken Coppenbrügge, Schloßstraße 2, 31863 Cop-
penbrügge, Hauptamt, Zimmer 1,
montags von 8.00 bis 16.00 Uhr,
dienstags und mittwochs von 7.30 bis 16.00 Uhr,
donnerstags von 7.30 bis 18.00 Uhr,
freitags von 7.30 bis 12.30 Uhr;

f) bei der Stadt Bad Münder am Deister, Lange Straße 3,
31848 Bad Münder, Servicebüro,
montags, dienstags 
und donnerstags von 8.00 bis 17.30 Uhr,
mittwochs und freitags von 8.00 bis 13.00 Uhr,
mittwochs von 13.30 bis 15.30 Uhr,

nach telefonischer Verein-
barung 05042 943-124;

g) bei der Stadt Hessisch Oldendorf, Marktplatz 13, 31840 Hes-
sisch Oldendorf, Bürgerbüro, Ebene 1, Zimmer 100,
montags bis mittwochs von 7.45 bis 16.15 Uhr,
donnerstags von 8.00 bis 18.00 Uhr,
freitags von 8.00 bis 12.30 Uhr,

öffentlich aus und kann dort während der vorgenannten
Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Mit Ablauf des 24. 10. 2007 gilt der Bescheid gegenüber den
Einwendern und Dritten, die keine Einwendungen erhoben
haben, als zugestellt.

In der Zeit vom 11. 10. 2007 bis zum 26. 11. 2007 (ein-
schließlich) kann der vollständige Bescheid von allen Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, beim Staatlichen
Gewerbeaufsichtsamt Hannover, Am Listholze 74, 30177 Han-
nover, schriftlich angefordert werden.

Die maßgeblichen Vorschriften zur Öffentlichkeitsbeteili-
gung ergeben sich aus § 10 BImSchG, dem 4. Abschnitt der
9. BImSchV und § 9 UVPG.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1162

Anlage

I. Entscheidung
1. Aufgrund § 16 i. V. m. § 8 Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) in der zzt. geltenden Fassung i. V. m. Nr. 8.1 a)
Spalte 1, des Anhangs der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) in der zzt. geltenden Fas-
sung wird hiermit der Firma

Enertec Hameln GmbH
Heinrich-Schoormann-Weg 1

31789 Hameln
aufgrund ihres Antrages vom 31. 1. 2007, hier eingegangen
am 15. 3. 2007, nach Maßgabe der eingereichten Unterlagen
und unbeschadet der Rechte Dritter, die
1. Teilgenehmigung für die wesentliche Änderung der Müll-
verbrennungsanlage Hameln (MVH) 
erteilt.

Standort der Anlage ist das Grundstück:
Straße: Heinrich-Schoormann-Weg 1
Ort: 31789 Hameln
Gemarkung, Flur: Hameln Flur 22, Afferde Flur 1
Flurstücke: Hameln 45/3, 46/3, 47/4, 68/22 und 108/4
Flurstücke: Afferde 70/1, 70/2 und 44/93.
2. Die wesentliche Änderung beinhaltet die Errichtung und
den Betrieb einer 4. Verbrennungslinie mit einer Feuerungs-
wärmeleistung von 70,5 MW. Dadurch erhöht sich die Feue-
rungswärmeleistung der gesamten Müllverbrennung auf
174,5 MW. Die Durchsatzleistung der MVH soll um 200 000 t
Abfall pro Jahr auf bis zu 440 000 t/a gesteigert werden.

In dem Kessel 4 dürfen nur Abfälle eingesetzt werden, die
in dem Planfeststellungsbeschluss der Bezirksregierung Han-
nover vom 2. 10. 1992, Az.: 502.29-62811-Hi-8.1-14, in der
Fassung der Änderung (Anzeige § 15 BImSchG) vom 7. 12.
2001, Az.: Ha-40-W/En, (Positivkatalog) genannt sind. Folgen-
de Mülleinsatzmengen dürfen unter Berücksichtigung des
Feuerungsleistungsdiagramms für den Kessel 4, das dem
Genehmigungsantrag beiliegt, nicht überschritten werden:
a) 15,8 t/h bei einem Heizwert von 16 MJ/kg
b) 23,1 t/h bei einem Heizwert von 8 MJ/kg.

3. Die 1. Teilgenehmigung gemäß § 8 BImSchG umfasst fol-
gende Maßnahmen:
a) Genehmigung für die Errichtung der 4. Verbrennungslinie

— Umbau des bestehenden Altholzspeicherbunkers zu
einem Müllbunker und Neubau eines Schlackebunkers

— Errichtung einer neuen Rauchgasreinigungsanlage und
Anschluss des Rauchgaskanals an den bestehenden
120 m hohen Schornstein

— Schaffung einer neuen Zuwegung auf dem Werks-
gelände,

b) eine vorläufige Gesamtbeurteilung über 
— Errichtung und Betrieb des Dampfkessels
— Errichtung und Betrieb einer neuen Dampfturbine
— Betrieb der Gesamtanlage.

4. Dieser Genehmigung liegen die eingereichten und unter
Abschnitt II. aufgeführten Unterlagen zugrunde. Diese sind
Bestandteil der Genehmigung.
5. Die Genehmigung ist an die Nebenbestimmungen des
Abschnitts III. gebunden. Die Nebenbestimmungen bestehen-
der Genehmigungen gelten unverändert weiter, soweit in
Abschnitt III. nicht etwas anderes bestimmt ist.
6. Die 1. Teilgenehmigung ergeht unbeschadet der Rechte
Dritter und schließt gemäß § 13 BImSchG andere, das Vor-
haben betreffende Entscheidungen ein. Eingeschlossen ist
u. a. die nach Niedersächsischer Bauordnung (NBauO) zu er-
teilende Bauordnung und die Erlaubnis nach § 13 Betriebs-
sicherheitsverordnung (BetrSichV).
7. Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von
zwei Jahren nach Eintritt der Rechtskraft dieses Bescheides
mit der Errichtung der Anlage begonnen wurde. Diese Frist
kann aus wichtigem Grund auf entsprechenden Antrag ver-
längert werden. 
8. Wenn sich aus weiteren Detailunterlagen ergibt, dass die
Genehmigungsvoraussetzungen nach § 6 BImSchG für die
unter 3 b) genannten Teile nicht sicher eingehalten werden
können, kann die Teilgenehmigung insoweit widerrufen wer-
den. Außerdem können unter den gleichen Voraussetzungen
Nebenbestimmungen geändert oder ergänzt werden.
9. Gemäß § 3 Abs. 2 VAwS wird die Ausnahme erteilt, den
Abfall-Annahmebunker und den Schlackebunker zur Lage-
rung fester Stoffe einwandig zu errichten, obwohl diese als
unterirdische Behälter zur Lagerung wassergefährdender Stoffe
gewertet werden. 
10. Die im Verfahren vorgebrachten Einwendungen sind so
weit wie möglich im Abschnitt III. „Nebenbestimmungen“
berücksichtigt worden. Darüber hinausgehende Einwendun-
gen werden zurückgewiesen. Insoweit wird auf Abschnitt IV.
„Begründung“ verwiesen.
11. Für diesen Bescheid werden Verwaltungskosten (Gebüh-
ren und Auslagen) erhoben, die von dem Antragsteller zu
tragen sind. Über die Höhe der Kosten ergeht ein gesonderter
Bescheid.
12. Gemäß § 80 a Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 80 Abs. 2 Nr. 4
der Verwaltungsgerichtsordnung wird hiermit gegenüber der
Firma

Enertec Hameln GmbH
Heinrich-Schoormann-Weg 1

31789 Hameln
auf Ihren Antrag vom 25. 7. 2007 die sofortige Vollziehung
der 1. Teilgenehmigung angeordnet.

II. Antragsunterlagen
(nicht veröffentlicht)

III. Nebenbestimmungen
(nicht veröffentlicht)

IV. Hinweise
(nicht veröffentlicht)

V. Begründung
(nicht veröffentlicht)

VI. Rechtbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamt Hannover, Am Listholze 74, 30177 Hannover,
einzulegen.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim

Anordnungen nach dem Gentechnikgesetz;
Öffentliche Bekanntmachung

Bek. d. GAA Hildesheim v. 21. 9. 2007
— 40610/210907 2 —

Im Rahmen von staatlich durchgeführten Saatgutkontrollen
wurde in Nordrhein-Westfalen die Winterrapssorte „Taurus H“
Anerkennungs-Nummer: D/BN 3237/318 beprobt. Es wurden
mittels PCR-Amplifizierung p35S-pat konstruktspezifische
DNA-Sequenzen nachgewiesen (amtlich vorgegebene Methode
der Länderarbeitsgruppe Gentechnik), so dass von einer gen-
technisch erzeugten Resistenz gegen Glufosinat-Herbizide
(BASTA) auszugehen ist. Für das nachgewiesene Genkon-
strukt liegt keine Genehmigung für den Anbau in der EU und
damit auch der Bundesrepublik Deutschland vor.

Das Freisetzen oder Inverkehrbringen eines gentechnisch
veränderten Organismus ohne entsprechende Genehmigung
nach § 14 des Gentechnikgesetzes (GenTG) i. d. F. vom 16. 12.
1993 (BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert durch Gesetz vom
17. 3. 2006 (BGBl. I S. 534), ist nicht zulässig.

Das verunreinigte Saatgut darf daher weder ausgesät noch
auf andere Weise in den Verkehr gebracht werden. 

Das GAA Hildesheim ist gemäß § 31 GenTG i. V. m. der
derzeit gültigen ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz für die Aus-
führung des GenTG in den Landkreisen Hildesheim, Holzmin-
den, Hameln-Pyrmont und Schaumburg zuständig.

Nach § 26 Abs. 1 GenTG wurden die aus der Anlage ersicht-
lichen Anordnungen getroffen.

Die Anordnungen werden hiermit gemäß § 28 a GenTG
i. V. m. § 41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes öffent-
lich bekannt gemacht.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1164

Anlage

A. Inhaltliche Anordnungspunkte:

I.
1. Die Partie mit der Kennzeichnung D/BN 3237/318 der
Winterrapssorte TAURUS darf nicht in den Verkehr gebracht
und nicht ausgesät werden.
2. Falls Flächen schon ausgesät worden sind, ist die Saat
vollständig auflaufen zu lassen und die entstehenden Pflan-
zen sind mit geeigneten Mitteln (s. Merkblatt1) zu vernichten.
3. Die Flächen, auf denen die Sorte TAURUS mit der Kenn-
zeichnung D/BN 3237/318 ausgesät wurden, sind mir unver-
züglich mitzuteilen (Flurstück- und Schlagbezeichnung). Die
Maßnahmen zur Vernichtung des Aufwuchses sind zu doku-
mentieren und mir auf Nachfrage vorzulegen.
4. Einheiten von Saatgut der Sorte TAURUS mit der Kenn-
zeichnung D/BN 3237/318, die vorab an den Vorlieferanten
zurückgesandt wurden, sind zu dokumentieren. Der Verbleib
eventuell bestehender Restbestände ist ebenfalls zu dokumen-
tieren und mir vorzulegen. 

II. 
Die sofortige Vollziehung der unter I. beschriebenen Anord-

nungspunkte wird hiermit gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO2) angeordnet.

B. Von den Anordnungen betroffene Regionen:

Landkreis Hildesheim: 2 Anordnungen
Landkreis Holzminden: entfällt
Landkreis Hameln-Pyrmont: 1 Anordnung
Landkreis Schaumburg: 1 Anordnung.

1 Hier nicht abgedruckt.
2 VwGO: Verwaltungsgerichtsordnung vom 19. 3. 1991 (BGBl. I S. 686),

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. 12. 2006
(BGBl. I S. 3316).

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(PBB GmbH, Brake)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 18. 9. 2007
— Scha-40211/1-1.4b)bb)-04 —

Die Firma PBB GmbH, Tirpitzstraße 39, 26122 Oldenburg,
hat mit Datum vom 29. 6. 2007 die Erteilung einer Genehmi-
gung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002
(BGBI. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 18. 12. 2006 (BGBl. I S. 3180), für die Errichtung und
den Betrieb einer Anlage zur Erzeugung von Strom, Dampf,
Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas für den
Einsatz von naturbelassenen Pflanzenölen (BHKW) in Nord-
straße 40, 26919 Brake, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.3.1 Spalte 2 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom
25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316),
durch eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles zu
ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG durchgeführte
Prüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht durchgeführt zu werden braucht.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1164

Feststellung gemäß § 3 a UVPG und § 4 NUVPG
(Verbrennungsmotorenanlage Lammers, Friesoythe/Kampe)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 18. 9. 2007
— 3.1/Gn-40211/1-1.4b)aa)-22 —

Frau Margaretha Lammers, Barßeler Straße 65, 26169 Fries-
oythe/Kampe, hat mit Antrag vom 22. 12. 2005 die Erteilung
einer Genehmigung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG i. d. F.
vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBl. I S. 3180), für die
Errichtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage
für den Einsatz von Biogas auf dem Betriebsgrundstück in
26169 Friesoythe/Kampe, Barßeler Straße, Gemarkung Alten-
oythe, Flur 2, Flurstücke 90/2 und 26/12, beantragt. 

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.3.2 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005
(BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), durch eine stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für
das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG durchgeführte
Prüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht durchgeführt zu werden braucht.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1164

Feststellung gemäß § 3 a UVPG und § 4 NUVPG
(Verbrennungsmotorenanlage von der Lage GbR, 

Friesoythe/Heinfelde)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 18. 9. 2007
— 3.1/Gn-40211/1-1.4b)aa)-36 —

Die Fa. von der Lage GbR, Heinfelder Straße 4, 26169 Fries-
oythe/Heinfelde, hat mit Antrag vom 31. 5. 2007 die Erteilung
einer Genehmigung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG i. d. F.
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vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBl. I S. 3180), für die
Errichtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage
für den Einsatz von Biogas auf dem Betriebsgrundstück in
26169 Friesoythe/Heinfelde, Heinfelder Straße 4, Gemarkung
Altenoythe, Flur 21, Flurstücke 154/52 und 154/40, beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 1.3.2 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005
(BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), durch eine stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für
das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG durchgeführte
Prüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht durchgeführt zu werden braucht.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1164

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(EGO Schlachthof Georgsmarienhütte GmbH & Co. KG)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 18. 9. 2007
— 3106-40211/1-7.2-38 —

Die Firma EGO Schlachthof Georgsmarienhütte GmbH &
Co. KG, Harderberger Weg 18, 49124 Georgsmarienhütte, hat
mit Datum vom 27. 7. 2007 die Erteilung einer Genehmigung
gemäß § 16 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006
(BGBl. I S. 3180), für die wesentliche Änderung der Anlage
zum Schlachten von Schweinen beantragt.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 7.13.1 Spalte 2 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom
25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316),
durch eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles zu ermit-
teln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG durchgeführte
Prüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht durchgeführt zu werden braucht.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1165

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Zink-Nickelanlage Pentz & Gerdes GmbH & Co. KG,

Oldenburg)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 27. 9. 2007
— 07-061-01;Ma-Hut3.10/1 —

Die Firma Metallveredlung Pentz & Gerdes GmbH & Co. KG,
Am Schulgraben 12, 26135 Oldenburg, hat beim GAA Ol-
denburg mit Schreiben vom 24. 4. 2007 die Erteilung einer
Änderungsgenehmigung gemäß § 16 Abs.1 BImSchG vom
26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830) in der jeweils geltenden Fassung
zur wesentlichen Änderung ihrer Anlage zur Oberflächenbe-
handlung von Metallen durch ein elektrolytisches oder che-
misches Verfahren mit einer Durchsatzleistung von 96 m²/h
auf dem Betriebsgrundstück in 26135 Oldenburg, Am Schul-
graben 12 (Gemarkung Osternburg, Flur 13, Flurstücke 28/21
und 28/19), beantragt.

Gegenstand des Antrags ist die Errichtung und der Betrieb
einer Zink-Nickelanlage.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 e
i. V. m. § 3 c UVPG vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797) in
der jeweils geltenden Fassung durch eine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vor-
haben die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG durchgeführ-
te Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht durch-
geführt zu werden braucht. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass diese Feststellung
nicht selbständig angefochten werden kann.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1165

Genehmigung nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(OBK Oldenburger Biokraftwerk GmbH Kampe)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 28. 9. 2007 
— 3101-40211/1-8.10-1 —

Die Firma OBK Oldenburger Biokraftwerk GmbH Kampe,
26169 Friesoythe-Kampe, hat mit Antrag vom 29. 9. 2006 die
Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb
einer Anlage zur physikalisch/chemischen Behandlung von
nicht gefährlichen Abfällen (Solare Klärschlammtrocknungs-
anlage) auf dem Grundstück in 26169 Friesoythe-Kampe, Zur
Fleischmehlfabrik 1, Flurstück 53/1, Flur 4, Gemarkung Alten-
oythe, beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb
einer solaren Klärschlammtrocknungsanlage.

Mit dem Betrieb der Anlage soll unmittelbar nach der Geneh-
migungserteilung und der Errichtung der baulichen Anlage be-
gonnen werden.

Die Errichtung und der Betrieb der beantragten Anlage bedarf
der Genehmigung gemäß den §§ 4 und 10 BImSchG i. d. F. vom
26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830) i. V. m. § 1 sowie der lfd. Nr. 8.10
Spalte 1 Buchst. 8.10 b des Anhangs der 4. BImSchV. 

Gemäß lfd. Nr. 8.1 der Anlage zur ZustVO-Umwelt-Arbeits-
schutz ist das GAA Oldenburg zuständige Genehmigungs-
behörde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3
BImSchG öffentlich bekannt gemacht.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die Antrags-
unterlagen liegen vom 15. 10. 2007 bis zum 14. 11. 2007 bei
den folgenden Stellen zu den angegebenen Zeiten zur Ein-
sichtnahme öffentlich aus:
Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tantzen-
Platz 8, 26122 Oldenburg, Zimmer 243, während der Dienst-
stunden (Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00 bis
16.30 Uhr, Freitag von 8.00 bis 14.00 Uhr),
sowie
Stadt Friesoythe, Mühlenstraße 12—14, 26169 Friesoythe,
Bürger-Service-Center, Zimmer 218, während der Dienst-
stunden (Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00 Uhr
bis 17.00 Uhr, Freitag 8.00 bis 13.00 Uhr).

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß
§ 10 Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (bis zum 28. 11. 2007) schriftlich bei den genann-
ten Auslegungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Ein-
wendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10
Abs. 3 Satz 3 BImSchG).

Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
dem Antragsteller und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rühren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen des Einwenders dessen Name und Anschrift vor der
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden sollen, wenn diese
zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich sind.
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Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen wer-
den anlässlich eines Erörterungstermins erörtert. Dieser Ter-
min findet am 18. 12. 2007, ab 10.00 Uhr, bei der Stadt Fries-
oythe, Mühlenstraße 12—14, Sitzungssaal Nr. 318, 26169 Fries-
oythe, statt. Sollte die Erörterung am 18. 12. 2007 nicht abge-
schlossen werden können, wird sie an den darauf folgenden
Werktagen (ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort
fortgesetzt. 

Der Erörterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
läutern. Die Einwendungen werden auch dann erörtert, wenn
der Antragsteller oder die Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, zu diesem Erörterungstermin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erörterungstermin nicht behandelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemäß
§ 21 a der 9. BImSchV öffentlich bekannt gemacht wird und
diese die Zustellung der Entscheidung über die Einwendun-
gen gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG ersetzen kann.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1165

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage BSB Biogas, Rieste)

Bek. d. GAA Osnabrück v. 17. 9. 2007
— 07-009-01/Ev —

Die BSB Biogas GmbH & Co. KG, Am Rüschkamp 207,
49597 Rieste, hat mit Antrag vom 9. 5. 2007 die Erteilung
einer Genehmigung gemäß § 4 BImSchG i. d. F. vom 26. 9.
2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBl. I S. 3180), zur Errichtung
und zum Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage für Bio-
gas mit einer Feuerungswärmeleistung von 1,289 MW ein-
schließlich der Einrichtungen zur Biogaserzeugung (Biogas-
anlage) beantragt. Standort der Anlage ist das Grundstück in
Rieste, Gemarkung Rieste, Flur 13, Flurstücke 66/12 u. a.

Das Vorhaben ist eine genehmigungsbedürftige Anlage, die
in Nummer 1.3.2 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005
(BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), genannt ist.
Gemäß § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine standortbezogene Vorprü-
fung für das Vorhaben erforderlich. Nach der Vorprüfung der
entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen wird hier-
mit für das Vorhaben „Errichtung und Betrieb einer Verbren-
nungsmotorenanlage“ gemäß § 3 a UVPG festgestellt, dass
eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1166

Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

L e i t s ä t z e
zum Urteil des Ersten Senats vom 11. 9. 2007

— 1 BvR 2270/05 u. a. —

1. Die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Anforde-
rungen an die gesetzliche Ausgestaltung der Rundfunk-
ordnung zur Sicherung der Rundfunkfreiheit i. S. des Arti-
kels 5 Abs. 1 Satz 2 GG sind durch die Entwicklung von
Kommunikationstechnologie und Medienmärkten nicht
überholt.

2. Zu der Befugnis des Gesetzgebers, bei der Festsetzung der
Rundfunkgebühr von dem Gebührenvorschlag der Kom-
mission zur Überprüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) abzuweichen.

3. § 3 Abs. 1 Satz 2 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages
ist bei verfassungskonformer Auslegung verfassungsrecht-
lich nicht zu beanstanden.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1166

Stellenausschreibungen

Beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim ist zum nächst-
möglichen Zeitpunkt die Stelle

einer Diplom-Ingenieurin oder eines Diplom-Ingenieurs (FH)
der Fachrichtung Chemie

im Dezernat 43 „Gefahrstoffe, Sondermessprogramme“ zu besetzen.
Das Entgelt kann abhängig von der Erfüllung der persönlichen

Voraussetzungen bis zur EntgeltGr. 11 TV-L gezahlt werden.
Das Dezernat 43 führt auf der Basis der Luftqualitätsrahmenricht-

linie der EU Untersuchungen der Feinstaubbelastung und der an Fein-
staub gebundenen Luftschadstoffe sowie von Schadstoffdepositionen
durch. Ferner  unterstützt es die Gewerbeaufsichtsverwaltung Nieder-
sachsen mit Untersuchungen von Gefahrstoffen an Arbeitsplätzen. Für
die Durchführung von Analysen, vor allem auf organische Gefahr-
stoffe in Außenluftproben sowie in Proben aus Arbeitsbereichsanaly-
sen, wird eine Diplom-Ingenieurin oder ein Diplom-Ingenieur (FH)
der Fachrichtung Chemie mit der Spezialisierung apparative Spuren-
analytik gesucht.

Bewerberinnen und Bewerber sollten über praktische Erfahrungen
bei der Bestimmung organischer Stoffe im Spurenbereich mittels
GC/MS-, GC- und HPLC-Techniken sowie mit der Aufarbeitung von
Immissionsproben verfügen. Kenntnisse im Aufbau und der Optimie-
rung des Qualitätsmanagements und Erfahrungen mit der Einführung
neuer und der Optimierung bestehender Analysenverfahren sind
wünschenswert.

Die Anwendung und der Umgang mit Standard-Büro-Software, ins-
besondere der Tabellenkalkulation zur Berechnung, Auswertung und
Darstellung von Messergebnissen sind für die Wahrnehmung der
Aufgabe Voraussetzung.

Wünschenswert wären Erfahrungen in der Anwendung verschiede-
ner Probenahmeverfahren zur Bestimmung organischer Schadstoffe in
der Außenluft und am Arbeitsplatz.

Gelegentlich sind neben der analytischen Tätigkeit im Labor auch
selbständige  Probenahmen an unterschiedlichen Messorten in Nieder-
sachsen durchzuführen. Daher werden ein Pkw-Führerschein und die
uneingeschränkte körperliche Eignung, um Probenahmen auch in un-
wegsamem Gelände vornehmen  zu können, vorausgesetzt. Die Bereit-
schaft ein- und zweitägige Dienstreisen zu absolvieren, wird erwartet.

Die teilweise englischsprachigen Bedienungs- und Wartungsanlei-
tungen sowie das Lesen von Fachliteratur erfordern entsprechende
Fremdsprachenkenntnisse.

Der Arbeitsplatz erfordert Teamfähigkeit und organisatorische Fähig-
keiten.

Der Arbeitsplatz ist grundsätzlich teilzeitgeeignet, wobei die Bereit-
schaft vorausgesetzt wird, bei Vorliegen dienstlicher Erfordernisse vor-
übergehend auch ganztags zu arbeiten.

Das Land Niedersachsen fördert verstärkt die berufliche Entwick-
lung von Frauen und ist bestrebt, den Anteil an Frauen bei der Beset-
zung höherwertiger Stellen zu erhöhen. Bewerbungen von Frauen
werden deshalb besonders begrüßt.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei-
cher Eignung und Befähigung bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden innerhalb von
zwei Wochen nach Veröffentlichung erbeten an das Staatliche
Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, Abteilung Verwaltung, Goslarsche
Straße 3, 31134 Hildesheim. Für Rückfragen steht Ihnen Frau Schnei-
der-Ajroud, Tel. 05121 163-173, zur Verfügung.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1166

Beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim ist zum nächst-
möglichen Zeitpunkt ein Dienstposten des gehobenen allgemeinen
Verwaltungsdienstes der BesGr. A 11

Regierungsamtfrau oder Regierungsamtmann

vorbehaltlich der Freigabe durch die Job-Börse zu besetzen.
Dem Dienstposten in der Abteilung 5 — Verwaltung — sind folgende

Aufgaben zugeordnet:
— Leitung der Bereiche Organisation, Haushalt — stellvertretende

Beauftragte oder stellvertretender Beauftragter für den Haushalt —,
Haushaltsplanung und -ausführung einschließlich der Betreuung
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des Haushaltsvollzugssystems (HVS) in der Verwaltungsabteilung
des GAA Hildesheim (zurzeit ca. 130 Beschäftigte),

— Maßnahmen nach § 59 LHO grundsätzlich und einzelfallbezogen,
dabei auch Bearbeitung besonderer Rechtsgebiete, insbesondere
der Insolvenzordnung und des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten,

— Grundsatzangelegenheiten und Einzelfallbearbeitung, Verwal-
tungskostenrecht einschließlich Verwaltungsgerichtsverfahren,

— Aus- und Fortbildungsangelegenheiten, Beauftragtenwesen, Arbeits-
zeitangelegenheiten, einschließlich Erarbeitung der Dienstverein-
barungen und -anweisungen,

— Aufbau- und Ablauforganisation, Organigramm, Geschäftsver-
teilungsplan, Organisationsuntersuchungen, Geschäftsprozess-
analysen,

— Dienstposten- und Arbeitsplatzbewertungen,
— Arbeitssicherheit: Geschäftsführung Arbeitsschutzausschuss, Orga-

nisation des Arbeitsschutzes,
— Berichtswesen/Controlling: Aufbereitung von Kennzahlen.

Gesucht werden Bewerberinnen und Bewerber des gehobenen allge-
meinen Verwaltungsdienstes oder vergleichbare Beschäftigte mit ver-
tieften Kenntnissen und Erfahrungen in mehreren der aufgeführten
Bereiche, insbesondere im Haushaltsrecht einschließlich HVS. Da-
neben wird die Befähigung zur systematischen Einarbeitung in neue
Rechtsgebiete sowie ein besonderes Interesse an der Bearbeitung viel-
fältiger verwaltungsrechtlicher Fragestellungen vorausgesetzt. Die
Bewerberin oder der Bewerber hat die ihr oder ihm übertragenen Auf-
gaben eigenständig wahrzunehmen. Die Aufgaben erfordern deshalb
ein hohes Maß an Zuverlässigkeit, Kooperationsbereitschaft, Belast-
barkeit sowie Sozialkompetenz.

Der Dienstposten ist grundsätzlich teilzeitgeeignet, wobei die Bereit-
schaft vorausgesetzt wird, bei Vorliegen dienstlicher Erfordernisse vor-
übergehend auch ganztags zu arbeiten.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei-
cher Eignung und Befähigung bevorzugt berücksichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an unbefristet be-
schäftigte Bedienstete des Landes Niedersachsen.

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sowie einer Einver-
ständniserklärung zur Einsichtnahme in die Personalakten werden
innerhalb von zwei Wochen nach Veröffentlichung erbeten an das
Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, Abteilung Verwaltung,
Goslarsche Straße 3, 31134 Hildesheim. Für Rückfragen steht Ihnen
Frau Schneider-Ajroud, Tel. 05121 163-173, zur Verfügung.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1166

Bei der Stadt Einbeck (ca. 28 300 Einwohnerinnen und Einwohner),
einschließlich 31 Ortschaften, im Landkreis Northeim, ist die Position

einer Fachbereichsleiterin oder eines Fachbereichsleiters

zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu besetzen. Unter dem Vorbehalt
eventueller Änderungen der Verantwortungsbereiche umfassen die
Aufgaben der zu besetzenden Führungsposition u. a. Bürgerdienste,
Öffentliche Sicherheit und Ordnung, Recht, Kultur, Wirtschaftsförde-
rung und Liegenschaften. 

— Die künftige Leiterin oder der künftige Leiter soll Juristin oder
Jurist mit der Befähigung zum Richteramt sein.

— Sie oder er muss über mehrjährige Berufserfahrung verfügen.
— Sie oder er soll mit dem Bürgermeister und dem Rat loyal zusam-

menarbeiten.
— Erfahrung im öffentlichen Dienst ist wünschenswert.

— Es wird erwartet, dass die Stelleninhaberin oder der Stelleninha-
ber zukünftig in Einbeck wohnt.

Die Einstellung erfolgt als Laufbahnbeamtin oder Laufbahnbeamter.
Die Stelle ist nach BesGr. A 14 ausgewiesen. 

Die Funktion der allgemeinen Vertreterin oder des allgemeinen Ver-
treters des Bürgermeisters ist ab dem 1. 10. 2007 unbesetzt. Für den
Fall der Übertragung der Funktion der allgemeinen Vertreterin oder
des allgemeinen Vertreters besteht die Möglichkeit zum Aufstieg bis
BesGr. A 16.

Die Stadt Einbeck ist Mittelzentrum in Südniedersachsen. In reiz-
voller Landschaft im Leinebergland, verkehrsgünstig gelegen mit allen
allgemein bildenden Schulformen ausgestattet, bietet sie vielfältige
Sport-, Kultur, Freizeit- und Einkaufsmöglichkeiten und ist ein attrak-
tiver Wohnort.

Weitere Informationen können Sie im Internet unter www.einbeck.de
erhalten.

Bewerbungen mit den erforderlichen Unterlagen sind bis zum 26. 10.
2007 zu richten an den Bürgermeister der Stadt Einbeck, Herrn Ulrich
Minkner, Teichenweg 1, 37574 Einbeck.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1167

Neuerscheinungen

Bräth/Eickmann/Galas, Niedersächsisches Schulgesetz (NSchG),
Kommentar. LinkLuchterhand, Köln 2007, 471 Seiten,
44,— EUR. ISBN 978-3-472-06956-0.

Zu den wesentlichen Änderungen des NSchG gehört die durch
das „Gesetz zur Einführung der Eigenverantwortlichen Schule“ vom
17. 7. 2006 geschaffene Neuordnung der Schulverfassung. Die zum
1. 8. 2007 in Kraft getretenen Bestimmungen sehen eine Neuvertei-
lung der innerschulischen Beschlusszuständigkeiten vor, bei der der
Schulvorstand als neues Entscheidungsgremium eine besondere Rolle
spielt. In den niedersächsischen Schulen wird in diesen Tagen die
Wahl der Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte, der Eltern so-
wie der Schülerinnen und Schüler vorbereitet. In den meisten Schu-
len wird sich der zur Hälfte mit Lehrkräften besetzte Schulvorstand
spätestens nach den Herbstferien konstituiert haben.

Besonderer Wert wird darauf gelegt, die Verflechtungen der Organe
der Schule zu erläutern. Die Neuordnung der Schulverfassung nimmt
in der 5. Auflage des Kommentars zum NSchG einen breiten Raum
ein.

Ausführlich kommentiert werden ferner die mit dem Weg in die
Eigenverantwortlichkeit verbundenen Neuregelungen:
— Verpflichtung der Schulen zur Erarbeitung eines Schulpro-

gramms,
— Qualitätsmanagement,
— Bildungsstandards und Kerncurricula,
— Inanspruchnahme der vom MK eingeräumten Entscheidungsspiel-

räume und der Bewirtschaftung von Budgets.
Schulleitungen und Personalräte erhalten die erforderlichen Er-

läuterungen, wenn es beispielsweise um die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten und um die jetzt verpflichtenden Schuleingangsunter-
suchungen geht. Das 15 Seiten umfassende Stichwortverzeichnis führt
schnell zu den gesuchten Vorschriften. Am Ende jedes Paragrafen sind
die einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die dazu
ergangene Literatur aufgeführt (Stand: Juli 2007).

Berücksichtigt werden auch die Änderungen aus der Schulgesetz-
novelle vom 12. 7. 2007 zur Finanzhilfe für Schulen in freier Träger-
schaft.

Die Autoren sind Kenner des niedersächsischen Schulrechts und
haben sich durch zahlreiche Publikationen ausgewiesen. Peter Bräth
ist Leiter des Referats „Schulrechtliche Grundsatzangelegenheiten,
Schulträgerangelegenheiten, Eltern- und Schülervertretungen, Lan-
desschulbeirat“ im MK. Dort ist als Referatsleiter („Rechts- und Ver-
waltungsangelegenheiten der schulischen Berufsbildung“) auch Man-
fred Eickmann tätig. Dieter Galas war bis zu seinem Ausscheiden aus
dem aktiven Dienst Abteilungsleiter im MK.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1167

Schiwy, Deutsche Tierschutzgesetze, Sammlung deutscher und inter-
nationaler Bestimmungen, Kommentar. 134. Ergänzungslieferung,
Stand: 1. 8. 2007, 112,— EUR. Verlag R. S. Schulz GmbH, Freisinger
Straße 3, 85716 Unterschleißheim.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1167

Schadewitz/Röhrig/Seifener, Beihilfevorschriften, Kommentar. 95. Er-
gänzungslieferung, Stand: September 2007, 178 Seiten, 46,80 EUR.
Gesamtwerk: 3 694 Seiten, 126,80 EUR. Verlagsgruppe Hüthig Jehle
Rehm GmbH, Postfach 10 28 69, 69018 Heidelberg.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1167

Rosenzweig/Freese, Niedersächsisches Kommunalabgabengesetz
(NKAG), Kommentar. 34. Ergänzungslieferung, Stand: August 2007,
234 Seiten, 31,59 EUR. Gesamtwerk: 928 Seiten, 78,— EUR. Kommu-
nal- und Schul-Verlag GmbH & Co., Postfach 36 29, 65026 Wiesbaden.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1167

Galas/Bräth, Schulrechtshandbuch Niedersachsen für allgemein-
bildende Schulen, Kommentar, Vorschriften und Materialien. 24. Er-
gänzungslieferung, Stand: August 2007, 230 Seiten. Gesamtwerk:
1 500 Seiten, 78,— EUR, Luchterhand, Köln.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1167
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Kümmel/Pohl, Besoldungsrecht des Bundes und Niedersachsens,
Kommentar. 26. Ergänzungslieferung, 190 Seiten, 90,25 EUR. Pink-
voss Verlags GmbH, Postfach 81 04 50, 30504 Hannover.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1168

ZTR — Zeitschrift für Tarifrecht, Tarif-, Arbeits- und Sozial-
recht des öffentlichen Dienstes. Die ZTR erscheint monatlich.
Jahresabonnement: 182,— EUR einschließlich Versandkosten.
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, Emmy-Noether-
Straße 2, 80992 München.

Heft Nr. 9/2007 enthält u. a. folgende Beiträge:
Berger-Delhey, „Gleich zu sein unter Gleichen, das lässt sich schwer
erreichen“ — Aktuelle Rechtsprechung zum allgemeinen Gleichbe-
handlungsrecht
Wulfers/Hecht, Altersdiskriminierung durch Tarifbestimmungen —
Eine Analyse des TVöD und TV-L
Richter, Leistungsorientierte Bezahlung für Bundesbeamte? — Pro-
bleme und Lösungsansätze.

— Nds. MBl. Nr. 41/2007 S. 1168
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